
 

 

 

22.05.2020 

 

KUNDMACHUNG 

über die 32. Gemeinderatssitzung 

am 18.05.2020 

 

Ort:   Probelokal BMK Uderns 
 

Beginn:  20:00 Uhr 

Ende:   23:40 Uhr  
 

Anwesende:  Bgm. Ing. Josef Bucher 

   Vbgm. Benno Fankhauser 
 

   und die GR-Mitglieder 
 

Andreas Daigl, Marco Giehl, Kurt Schiestl, Georg Knabl, 

Inge Steiner, Andreas Rainer, Manfred Eberharter, 

Verena Laimböck, Simon Flörl, Philipp Schweinberger 

und Christian Pungg 
 

Schriftführerin: Jennifer Lederer 

 

Tagesordnung 

 

1) Erledigung der GR-Beschlüsse vom 17.02.2020 

2) Genehmigung des GR-Protokolls vom 17.02.2020 

3) Antrag auf Änderung der landwirtschaftlichen Vorrangflächen 

„Zillertal“, Gp. 1345/2, KG Uderns – Empl Privatstiftung 

4) Antrag auf Änderung der landwirtschaftlichen Vorrangflächen 

„Zillertal“, Änderung des Raumordnungskonzeptes und Änderung 

des Flächenwidmungsplanes Gp. 1392/2, KG Uderns – Franz Mair 

5) Vereinbarung zwischen der TIGEWOSI und der Gemeinde Uderns, 

sowie Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes und 

des Bebauungsplanes für die Gp. 1444/5, 1444/6, 1444/7 

und 1444/10, alle KG Uderns – DI Helmut Hanser 

6) Grundsatzbeschluss zum Bauvorhaben auf Gp. .238, KG Uderns, 

Friedrich Hollaus, und zur Änderung des Bebauungsplanes dafür 

7) Änderung des Bebauungsplans für die Gp. 1434/1, 1436 und .271, 

KG Uderns, für das geplante Bauvorhaben Herta Resinger 

8) Auftragsvergabe Spielplatzerneuerungen Kindergarten und Festhalle 

9) Änderung der Uderner Kindergartenordnung 

10) Grundsatzbeschluss zum Bauvorhaben auf Gp. 124 (vereinigt mit 

der Gp. 1611/2), KG Uderns, Giehl & Krassnitzer GmbH, und 

Änderung des Bebauungsplans dafür sowie für die Gp. 128/1, 

KG Uderns, Martin Soier 

11) Rechnungsabschluss der Gemeinde Uderns für das Finanzjahr 2019 



12) Rechnungsabschluss 2019 und Voranschlag 2020 für die 

Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns, sowie Berichterstattung 

13) Verschiedene Berichte 

14) Allfälliges, Anfragen und Anträge 

15) Personalangelegenheiten 

 

 

Anfangs der Sitzung bedankt sich der Bürgermeister bei allen Erschienenen, für ihr 

Verständnis, da angesichts der geltenden Schutzbestimmungen in Zeiten des 

Corona-Virus ein anderer Sitzungsort gewählt werden musste, um den Abstand zu 

gewährleisten. Weiters ist auch das Tragen der Schutzmasken (Nase-Mund) wäh-

rend der gesamten Sitzung sowohl für Mandatare als auch für sonstige Zuhörer 

verpflichtend. Davon ausgenommen ist nur der Bürgermeister als Vorsitzender, da 

er den Hauptteil des Vortrags zu bestreiten hat und dies gesundheitlich nicht an-

ders zu bewerkstelligen wäre. 

 

Da dieser Umstand dem Wohlbefinden aller Anwesenden nicht unbedingt zuträg-

lich ist, ersucht Bgm. Ing. Josef Bucher um eine kompakte und konstruktive Bera-

tung bei den einzelnen Tagesordnungspunkten, da sich alle im Vorfeld bereits über 

die zu behandelnden Themen informieren konnten und die Unterlagen allen vorlie-

gen. So kann die Sitzungsdauer unter diesen Umständen auf ein verträgliches Maß 

beschränkt werden. 

 

Punkt 1 der Tagesordnung: Erledigung der GR-Beschlüsse vom 17.02.2020 

 

Zu Punkt 2: Das GR-Protokoll der Sitzung vom 16.12.2019 wurde genehmigt. 

 

Zu Punkt 3: Der Grundsatzbeschluss zur Befürwortung des gemeinnützigen 

Wohnbauvorhabens des DI Helmut Hanser am Sonnhofweg, zur 

Ergänzungswidmung, der Bebauungsplanänderung sowie zur 

Übernahme der Straßengrundabtretung ins Öffentliche Gut 

wurde einstimmig gefasst. Heute sollen nun die Vereinbarung 

mit dem Bauträger sowie die endgültigen Beschlüsse zu den Än-

derungen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes gefasst 

werden. 

 

Zu Punkt 4: Die Aufstellungsgenehmigung für die Seilbahnkabine wurde bis 

Ende Mai 2021 verlängert, und Skiareatest-Präsident Ing. Klaus 

Hönigsberger hat dem Gemeinderat das Tätigkeitsfeld seines 

Unternehmens inkl. der Büroräumlichkeiten präsentiert. 

 

Zu Punkt 5: Der Gemeinderat hat die Anschaffung des neuen Kommando-

fahrzeugs KDOA für die Freiwillige Feuerwehr Uderns ein-

stimmig genehmigt und der Mannschaft für den Beitrag aus der 

Kameradschaftskasse gedankt, ebenso dem Land Tirol für die 

zugesagte finanzielle Unterstützung. Das Fahrgestell kommt 

von MAN, der Aufbau inkl. Ausrüstung von der Firma EMPL. 

 



Zu Punkt 6: Der Beschluss zu den Bürgschaftsübernahmen der Gemeinde 

Uderns für die bestehenden Darlehen des Wasserverbands 

Mittleres Zillertal bei der UniCredit Bank Austria AG 

(Haftungsanteil 25 %) ist einstimmig erfolgt. Die Unterlagen 

wurden an die Aufsichtsbehörde, die Bank Austria sowie den 

Wasserband Mittleres Zillertal übermittelt. 

 

Zu Punkt 7: Dem Verein Ski Alpin Uderns wird ab heuer eine jährliche Sub-

vention in der Höhe von 1.800,- EUR gewährt. Im Jahr 2020 

wurden zusätzlich noch die Kosten für die Pokale bei den diver-

sen Rennen übernommen. 

 

Zu Punkt 8: Der Gemeinderat hat die Entnahme eines einmaligen Infra-

strukturbeitrags von 50.000,- EUR aus der Substanz der Ge-

meindegutsagrargemeinschaft Uderns beschlossen. Es erfolgt 

die Berücksichtigung im Voranschlag für 2020. Weiters hat der 

Substanzverwalter umfassend über die Entwicklung des Holz-

preises und der Schlägerungskosten berichtet, sowie über die In-

formationen aus der heurigen Forsttagsatzung. 

 

Zu Punkt 9a: Der Bürgermeister hat das Schreiben des Martin Soier vom 

17.12.2019 bezüglich der Gleichberechtigung in Widmungsan-

gelegenheiten sowie seine Entgegnung dazu verlesen. 

 

Zu Punkt 9b: Die Argumentation hinsichtlich einer teilweisen Sonntagsöff-

nung des Sparmarkts Martinek bei der Einfahrt Uderns-Süd 

wurde dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 

 

Zu Punkt 9c: Der Gemeinderat wurde durch den Bürgermeister über den ak-

tuellen Stand beim Vorhaben Kletterfelsen Familie Mair infor-

miert. Neben zwei negativen geologischen Stellungnahmen wur-

de der Gemeinde Uderns auch ein ablehnendes Gutachten sei-

tens der Wildbach- und Lawinenverbauung übermittelt. Der An-

tragsteller wurde über all dies in Kenntnis gesetzt. 

 

Zu Punkt 9d: Da heute sehr viele wichtige Punkte auf der Tagesordnung ste-

hen, hatte der Bürgermeister die Gemeinderäte bereits vorzeitig 

über den ursprünglich für den 16. März anberaumten Sitzungs-

termin informiert. Aufgrund der Corona-Krise war dann die 

Verschiebung der Sitzung auf den heutigen Termin erforderlich. 

 

Zu Punkt 9c: Ab 2021 soll der Öffnungstag des Uderner Recyclinghofs von 

Freitagnachmittag auf Samstagvormittag von voraussichtlich 

09:00 bis 12:00 Uhr verlegt werden. Auch die Sperrmüllsammel-

tage fallen dann auf den Samstag, vorausgesetzt, dass in der be-

treffenden Woche kein Feiertag liegt. 

 

Zu Punkt 9d: Bürgermeister Ing. Josef Bucher berichtet darüber, dass der EU-

Vortrag mit Dr. Franz Fischler in der letzten Feberwoche in Zell 



am Ziller sehr interessant und kurzweilig war. Leider haben sich 

aus dem Uderner Gemeinderatskollegium aber sonst keine wei-

teren Teilnehmer dafür begeistern lassen. 

 

Zu Punkt 10a: Das Geländer bei der Schöffstallbrücke an der Radwegkreuzung 

ist nun so ausgeführt, dass die freie Durchsicht gewährleistet 

und die gefährliche Verkehrssituation dort entschärft ist. 

 

Zu Punkt 10b: Die Straßenbeleuchtung am unteren Franz-Wildauer-Weg wird 

durch die Gemeindearbeiter im Zuge des nächsten dort nötigen 

Leuchtmitteltausches optimiert. 

 

Zu Punkt 10c: An der Kohlgasse entlang des Finsingbach-Ufers oberhalb der 

Hellerbrücke war die Entfernung von Käferbäumen erforderlich. 

Wo eine Absturzgefahr besteht, wird seitens der Gemeindearbei-

ter ein Zaun als Absturzsicherung errichtet. 

 

Punkt 2 der Tagesordnung: Genehmigung des GR-Protokolls vom 17.02.2020 

 

Zum GR-Protokoll vom 17.02.2020 sind keine Stellungnahmen eingelangt. Auf-

grund der derzeitigen Umstände ersucht der Bürgermeister, dieses GR-Protokoll zu 

genehmigen, die Unterfertigung aber der Einfachheit halber bei der nächsten Zu-

sammenkunft im Gemeindesitzungssaal vorzunehmen. Der Gemeinderat genehmigt 

das Protokoll und stimmt der Unterzeichnung im Zuge der nächsten Sitzung zu. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 3 der Tagesordnung: Antrag auf Änderung der landwirtschaftlichen Vor-

rangflächen „Zillertal“, Gp. 1345/2, KG Uderns – 

Empl Privatstiftung 

 

Die Empl Privatstiftung beantragt für die geplante Erweiterung des Betriebsgelän-

des in Richtung Süden die Herausnahme der erworbenen Gp. 1345/2 KG Uderns 

aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen. Die Stellungnahme des Raumplaners 

dazu lautet wie folgt: 

 

„Im Rahmen der Erweiterung der bestehenden Betriebsanlagen - auf den Gst. 1343 

und 1344, beide KG Uderns - der Empl Privatstiftung, Gewerbestraße 12, 6272 Kal-

tenbach, auf dem neugebildeten Gst. 1345/2 (Teilfläche des Gst. 1345), KG Uderns, 

ist ein Antrag auf Änderung der bestehenden landwirtschaftlichen Vorrangflächen 

beim Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Überörtliche Raumordnung, zu 

stellen. 

 

Die bereits bestehenden Betriebsanlagen der Antragstellerin befinden sich auf den 

Gst. 1343 und 1344 und im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde 

Uderns sind diese bereits als Bauland mit der Nutzungskategorie Gewerbe- und 

Industriegebiet ausgewiesen. 

 



Nun beabsichtigt die Antragstellerin die Betriebsfläche nach Süden zu erweitern 

und hat daher das neugebildete Gst. 1345/2 im Ausmaß von ca. 5.000 m² (ehemals 

eine Teilfläche des Gst. 1345) erworben. 

 

Hierzu wurde vom Vermessungsbüro Ebenbichler ZT GmbH die „Planurkunde 

Grundteilung“ GZl. 111147/19 vom 28.01.2019 erstellt, welche gemäß vorliegendem 

Bescheid zur Grundteilungsbewilligung vom 05.02.2019 (Aktenzeichen 031/4-1-

12019) genehmigt wurde. 

Weiters geht gemäß vorliegendem Antrag vom 24.02.2020 hervor: 

 

„Der Eigentumserwerb am Gst 1345/2 GB Uderns wurde mit Bescheid der Bezirks-
hauptmannschaft Schwaz als Grundverkehrsbehörde GZ: SZ-GV-38931/1-2019 vom 
21.6.2019 rechtskräftig grundverkehrsbehördlich bewilligt. In der Begründung die-
ses Bescheides wird ausgeführt, dass die Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 
(6) TGVG 1996 vorliegen, wonach der Rechtserwerb an landwirtschaftlichen 
Grundstücken oder Grundstücksteilen zu genehmigen ist, die der Erweiterung ins-
besondere einer gewerblichen Anlage dienen, wenn das Grundstück oder der 
Grundstücksteil an ein Grundstück im Eigentum des Erwerbers unmittelbar an-
grenzt oder zumindest in der unmittelbaren Nähe zu diesem liegt.“ 
 

Das neugebildete Gst.1345/2 befindet sich innerhalb der landwirtschaftlichen Vor-

rangflächen „Zillertal“. Um daher der Antragstellerin die geplante Betriebserweite-

rung im Süden der bestehenden Betriebsanlagen Gst. 1343 und 1344 zu ermögli-

chen, ist es erforderlich, das neugebildete Gst. 1345/2 mit dem neugebildeten Zähler 

„12“ aus der landwirtschaftlichen Vorrangfläche „Zillertal“ herauszunehmen. 

 

Nach erfolgter aufsichtsbehördlicher Genehmigung der Herausnahme des Zählers 

„12“ aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Zillertal“ ist sodann das Örtliche 

Raumordnungskonzept und in weiterer Folge auch der Flächenwidmungsplan der 

Gemeinde Uderns zu ändern und gegebenenfalls ein Bebauungsplan zu erlassen.“ 

 

Der Bürgermeister erläutert, dass es sich um eine seitens der Firma Empl bereits 

im Vorfeld angekündigte geplante Erweiterung des bestehenden Betriebsgeländes 

handle. Der Umwidmungsantrag für die Parzelle mit vorangehender Änderung des 

Raumordnungskonzepts sowie Erlassung eines Bebauungsplanes soll erfolgen, so-

bald die Planungen für die Bebauung seitens des Antragstellers abgeschlossen sind. 

Bgm. Ing. Josef Bucher ersucht die Gemeinderäte um ihre Stellungnahmen dazu. 

 

Vbgm. Benno Fankhauser spricht an, dass diese Angelegenheit im Vorfeld mit dem 

Gemeindevorstand gut besprochen wurde und aus seiner Sicht alles klar sei. 

 

Nach Beratung stimmt der Gemeinderat der gegenständlichen Änderung der 

landwirtschaftlichen Vorrangflächen Nr. LVFL/08/20 gemäß den Unterlagen des 

Raumplaners Arch. Dr. Georg Cernusca vom 26.02.2020 auf Basis des eingelangten 

Antrags der Empl Privatstiftung zu. Es erfolgt die Weiterleitung an den Planungs-

verband Zillertal sowie das Amt der Tiroler Landesregierung, zwecks Freigabe 

durch den Planungsbeirat sowie Erteilung der Genehmigung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 



Punkt 4 der Tagesordnung: Antrag auf Änderung der landwirtschaftlichen Vor-

rangflächen „Zillertal“, Änderung des Raumord-

nungskonzeptes und Änderung des Flächenwid-

mungsplanes Gp. 1392/2, KG Uderns – Franz Mair 

 

Antragsteller Franz Mair ist heute persönlich zur Sitzung erschienen. Bürgermeis-

ter Ing. Josef Bucher begrüßt ihn und verweist auch auf das heute im Gemeindeamt 

noch erfolgte Gespräch hinsichtlich seiner gegenständlichen Antragstellung. 

 

a) Änderung der landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Zillertal“, Gp. 1392/2: 

 

Herr Franz Mair beantragt für seine Gp. 1392/2 die Herausnahme aus den land-

wirtschaftlichen Vorrangflächen. Die Parzelle wird für die Lagerung von Materia-

lien sowie die Abstellung von Maschinen, Geräten und Fahrzeugen verwendet, und 

wurde auf Basis des rechtskräftigen Baubewilligungsbescheids befestigt. Der An-

tragsteller hat dafür zum Baubeginn bereits anteilige Erschließungsabgaben an die 

Gemeinde Uderns entrichtet. Die Fertigstellungsfrist endet im Feber 2021. 

 

Da die ursprünglich geplante Hofaussiedlung in dieser Form nicht mehr umgesetzt 

werden kann, hat der Grundeigentümer ein neues Vorhaben für das Grundstück 

ins Auge gefasst. Damit zwischenzeitlich kein Rückbau der erfolgten Befestigung 

erfolgen muss, ersucht der Antragsteller um Herausnahme aus den landwirtschaft-

lichen Vorrangflächen, sodass die derzeitige Nutzung weiterhin möglich ist. In wei-

terer Folge hat Herr Franz Mair dann der Gemeinde ein aktualisiertes Projekt vor-

zulegen, damit auch über die Änderung des Raumordnungskonzeptes und des Flä-

chenwidmungsplans für die gegenständliche Parzelle beraten werden kann. 

 

Die Stellungnahme des Raumplaners zum aktuellen Antrag lautet wie folgt: 

 

„Im Rahmen der geplanten Aussiedlung des Betriebsstandortes für das Gewerbe 

„Erdbewegung“ von Herrn Franz Mair, Dorfstraße 27a, 6271 Uderns, auf dem Gst. 

1392/2, KG Uderns, ist ein Antrag auf Änderung der bestehenden landwirtschaftli-

chen Vorrangflächen beim Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Überörtli-

che Raumordnung, zu stellen. 

 

Gemäß der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde 

Uderns ist das Gst. 1392/2 als landwirtschaftliche Freihaltefläche ausgewiesen und 

grenzt im Nordwesten an die bauliche Entwicklungsfläche „Gewerbegebiet Ost“ 

(Zähler G-02) an, welche im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde 

Uderns bereits als gewidmetes Bauland mit der Nutzungskategorie Gewerbe- und 

Industriegebiet ausgewiesen ist. 

 

Im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns weist das Gst. 

1392/2 die Widmungskategorie standortgebundene Sonderfläche Hofstelle mit ge-

werblicher Nebennutzung - max. 300 m³ „Vermarktung landwirtschaftlicher Pro-

dukte“ (SLN-1) – auf. Hierzu wurde die Flächenwidmungsplanänderung FWP/43/10 

erstellt, da ursprünglich die Aussiedlung der bestehenden Hofstelle im Ortszent-

rum der Gemeinde Uderns und damit der Neubau einer Hofstelle auf dem Gst. 



1392/2 geplant war. Hierfür liegt auch ein aufrechter Baubewilligungsbescheid vor, 

dessen Frist für die Fertigstellung im Feber 2021 endet. 

 

Jedoch konnte der Antragsteller gem. vorliegendem Antrag die geplante Hofaus-

siedlung aus diversen Gründen nicht realisieren: 

- Abgabe von Grundflächen an den Golfplatz 

- erfolgter Viehverkauf aufgrund der beengten Lage des Bestandshofs 

- etc. 

 

Nun beabsichtigt der Antragsteller den Betriebsstandort seines Gewerbes (Erdbe-

wegung) dorthin (Gst. 1392/2) zu verlegen. Auch sollen auf dem Gst. 1392/2 Unter-

stellplätze für Maschinen und Geräte im landwirtschaftlichen Bereich sowie für den 

Bummelzug und die Kutschen des Tourismusbetriebes im Ortszentrum errichtet 

werden. Ebenso ist die Errichtung einer Gaststätte mit einem Wohnteil geplant. Es 

sollen sowohl Artikel aus der eigenen Produktion als auch zugekaufte Waren – 

hauptsächlich von Uderner Landwirtschaften – angeboten werden, sofern dieses 

Angebot genutzt wird. 

 

„Da der Grundeigentümer damals bereits vorbereitende Arbeiten (Bodenaustausch 
und Befestigung, Containeraufstellung, Abstellung von Geräten und Maschinen) 
vorgenommen und dafür auch den anteiligen Erschließungsbeitrag an die Gemein-
de entrichtet hat, besteht öffentliches Interesse daran, dass er die erfolgte Bodenbe-
festigung jedenfalls nicht zurückbauen muss. Der Antragsteller hat neben seinem 
Tourismusbetrieb im Ortszentrum auch eine Firma für Erdarbeiten und möchte die 
gegenständliche Fläche weiterhin für das Abstellen von diversen Maschinen, Gerät-
schaften und Fahrzeugen nutzen. 
 
Für die Landwirtschaft benötigt er die Gp. 1392/2 aufgrund der ausgesprochenen 
Hofauflösung nicht mehr. 
 
Die Fläche schließt an gewidmetes Bauland an (Gewerbegebiet direkt gegenüber), 
sodass es sich um keine Zersiedelung handelt. Das Grundstück ist sowohl verkehrs- 
als auch versorgungstechnisch vollwertig erschlossen und spricht aus Sicht der 
Gemeinde Uderns nichts gegen die beantragte Herausnahme aus den landwirt-
schaftlichen Vorrangflächen.“ 
 

Das neugebildete Gst.1392/2 befindet sich innerhalb der landwirtschaftlichen Vor-

rangflächen „Zillertal“. Um daher dem Antragsteller die geplante Aussiedlung des 

Betriebsstandortes für das Gewerbe „Erdbewegung“ und auch die geplante Umset-

zung des vorhin erwähnten Bauvorhabens zu ermöglichen, ist es erforderlich, das 

neugebildete Gst. 1392/2 mit dem neugebildeten Zähler „13“ aus der landwirtschaft-

lichen Vorrangfläche „Zillertal“ herauszunehmen. 

 

Dadurch wäre ein Rückbau der Bodenbefestigung auch im Falle einer Rückwid-

mung in Freiland nicht erforderlich. 

 

Da das Gst. 1392/2 im Nordosten an bereits gewidmetes Bauland mit der Nut-

zungskategorie Gewerbe- und Industriegebiet anschließt, handelt es sich um keine 



Zersiedelung. Auch ist das Grundstück sowohl verkehrs- als auch versorgungstech-

nisch vollwertig erschlossen. 

 

Die aufsichtsbehördliche Genehmigung der Herausnahme des Zählers „13“ aus den 

landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Zillertal“ ist Voraussetzung für die erforderli-

chen Raumordnungspläne, weshalb vorsorglich darum angesucht wird.“ 

 

Der Bürgermeister erläutert, dass Herr Franz Mair bereits bei ihm vorgesprochen 

habe und jedenfalls in absehbarer Zeit ein mehrschichtiges Projekt auf der Parzelle 

realisieren möchte. Dabei sollen neben der Unterbringung seiner Firma für Erdar-

beiten auch Fahrzeuge und Gerätschaften aus der landwirtschaftlichen sowie tou-

ristischen Nutzung dort untergebracht werden. Der Bürgermeister ersucht die Ge-

meinderäte um ihre Stellungnahmen zur gegenständlich beantragten Herausnah-

me aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen. 

 

Franz Mair war heute nochmals persönlich im Gemeinderat und hat erklärt, es wä-

re ihm bereits geholfen, wenn der Gemeinderat heute zumindest die Herausnahme 

seiner Gp. 1392/2 aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen beschließen könnte., 

Er würde dem Gemeinderat dann rechtzeitig vor dem Ablauf der Bauvollendungs-

frist im Feber 2021 ein konkretes Projekt für das Grundstück vorlegen, damit dann 

in weiterer Folge auch die Änderungen des Raumordnungskonzepts und des Flä-

chenwidmungsplans behandelt werden könnten. 

 

GV Manfred Eberharter fragt, ob trotz einer Herausnahme aus den landwirtschaft-

lichen Vorrangflächen die erfolgte Befestigung des Grundstücks durch den Eigen-

tümer rückzubauen sei, sofern nicht ein anderes Vorhaben zur Umsetzung gelange 

bzw. eine entsprechende Widmung ausgesprochen würde. Dies bestätigt ihm Bgm. 

Ing. Josef Bucher und verweist gleichzeitig darauf, dass es aufgrund der nötigen 

Vorlaufzeit dennoch wichtig sei, die Herausnahme jetzt bereits zu beschließen. Im 

Anschluss erfolge die Auflage, und in weiterer Folge die Prüfung durch den Pla-

nungsbereit und die Aufsichtsbehörde. 

 

Nach Beratung stimmt der Gemeinderat der gegenständlichen Änderung der 

landwirtschaftlichen Vorrangflächen Nr. LVFL/09/20 gemäß den Unterlagen des 

Raumplaners Arch. Dr. Georg Cernusca vom 05.03.2020 auf Basis des eingelangten 

Antrags des Herrn Franz Mair zu. Es erfolgt die Weiterleitung an den Planungs-

verband Zillertal sowie das Amt der Tiroler Landesregierung, zwecks Freigabe 

durch den Planungsbeirat sowie Erteilung der Genehmigung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

b) Änderung des Raumordnungskonzeptes für die Gp. 1392/2: 

 

Um auf Basis des vorliegenden Antrages des Franz Mair eine Änderung der Flä-

chenwidmung für die Gp. 1392/2 vornehmen zu können, ist zunächst auch die Än-

derung des Raumordnungskonzeptes erforderlich. Die Stellungnahme des Raum-

planers dazu lautet wie folgt: 

 



„Herr Franz Mair, Dorfstraße 47a, 6271 Uderns, bezüglich des Entwurfs auf Ände-

rung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde Uderns im Bereich des 

Gst. 1392/2 gem. § 32 Abs. 2 lit. b und c TROG 2016, alle KG Uderns.  

 

Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im östlichen Gemeindegebiet der 

Gemeinde Uderns. In der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts 

der Gemeinde Uderns ist das Gst 1392/2 als landwirtschaftliche Freihaltefläche FL-

3 „Landwirtschaftliche Fläche zwischen der Bundesstraße und dem Ziller“ ausge-

wiesen. Im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns weist das 

Gst. 1392/2 die Widmungskategorien Freiland (4 m²) und Sonderfläche Hofstelle 

mit gewerblicher Nebennutzung mit der Festlegung Zähler „1“ und der Festlegung 

Erläuterung „max. 300 m³ “Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte“ (SLH-1) 

auf. Hierzu wurde die Flächenwidmungsplanänderung FWP/43/10 erstellt, da ur-

sprünglich die Aussiedlung der bestehenden Hofstelle im Ortszentrum der Gemein-

de Uderns und damit der Neubau einer Hofstelle auf dem Gst. 1392/2 geplant war. 

Hierfür liegt auch ein aufrechter Baubewilligungsbescheid vor, dessen Frist für die 

Fertigstellung im Feber 2021 endet. 

 

Der Planungsbereich schließt im Westen an bereits gewidmetes Bauland mit der 

Nutzungskategorie Gewerbe- und Industriegebiet Gst. 1344 an. 

 

Der Antragsteller konnte gem. vorliegendem Antrag die geplante Hofaussiedlung 

aus diversen Gründen nicht realisieren: 

- Abgabe von Grundflächen an den Golfplatz 

- erfolgter Viehverkauf aufgrund der beengten Lage des Bestandshofs 

- etc. 

 

Nun beabsichtigt der Antragsteller den Betriebsstandort seines Gewerbes (Erdbe-

wegung) dorthin (Gst. 1392/2) zu verlegen. Auch sollen auf dem Gst. 1392/2 Unter-

stellplätze für Maschinen und Geräte im landwirtschaftlichen Bereich sowie für den 

Bummelzug und die Kutschen des Tourismusbetriebes im Ortszentrum errichtet 

werden. Ebenso ist die Errichtung einer Gaststätte mit einem Wohnteil geplant. Es 

sollen sowohl Artikel aus der eigenen Produktion als auch zugekaufte Waren – 

hauptsächlich von Uderner Landwirtschaften – angeboten werden, sofern dieses 

Angebot genutzt wird. 

 

„Da der Grundeigentümer damals bereits vorbereitende Arbeiten (Bodenaustausch 
und Befestigung, Containeraufstellung, Abstellung von Geräten und Maschinen) 
vorgenommen und dafür auch den anteiligen Erschließungsbeitrag an die Gemein-
de entrichtet hat, besteht öffentliches Interesse daran, dass er die erfolgte Bodenbe-
festigung jedenfalls nicht zurückbauen muss. Der Antragsteller hat neben seinem 
Tourismusbetrieb im Ortszentrum auch eine Firma für Erdarbeiten und möchte die 
gegenständliche Fläche weiterhin für das Abstellen von diversen Maschinen, Gerät-
schaften und Fahrzeugen nutzen. 
 
Für die Landwirtschaft benötigt er die Gp. 1392/2 aufgrund der ausgesprochenen 
Hofauflösung nicht mehr. 
 



Die Fläche schließt an gewidmetes Bauland an (Gewerbegebiet direkt gegenüber), 
sodass es sich um keine Zersiedelung handelt. Das Grundstück ist sowohl verkehrs- 
als auch versorgungstechnisch vollwertig erschlossen.“ 
 

Um dem Antragsteller die Verlegung des Betriebsstandortes sowie auch das geplan-

te Bauvorhaben zu ermöglichen, ist es erforderlich, das Gst. 1392/2 aus der land-

wirtschaftlichen Freihaltefläche FL-3 „Landwirtschaftliche Fläche zwischen der 

Bundesstraße und dem Ziller“ herauszunehmen und mit dem neugebildeten Zähler 

L-03 in die bauliche Entwicklung der Gemeinde Uderns aufzunehmen. 

Damit weist nun der neugebildete Zähler L-03 die Zeitzone z0 (unmittelbarer Be-

darf, Widmung hat sofort zu erfolgen) und die Dichtefestlegung D1 [geringe Bau-

dichte durch überwiegend freistehende Objekte (BMD H 2,00) gem. dem Plan „Fest-

legung der zukünftigen Dichtefestlegungen] auf. 

 

Die verkehrsmäßige Erschließung dieses Bereiches ist über die bestehenden Ver-

kehrswege Gst. 1342 und 1391 gegeben. Die Wasserversorgung sowie die Abwas-

serbeseitigung sind durch Anschluss an die jeweiligen Gemeindeleitungen sicherzu-

stellen.  

 

Entsprechend der ausgewiesenen Gefahrenzonenplanung der Gemeinde Uderns 

befindet sich der Planungsbereich innerhalb der Überflutungsfläche eines 300-

jährlichen Hochwasserereignisses des Zillers (HQ-300) und grenzt im Norden - bzw. 

wird das Gst. 1392/2 geringfügig davon berührt - an eine Überflutungsfläche eines 

100-jährlichen Hochwasserereignisses an. Diese Fläche ist zugleich auch als gelbe 

Flussbaugefahrenzone ausgewiesen. Diesbezüglich wurde bereits im Zuge der Flä-

chenwidmungsplanänderung eFWP-935-2017-00013 eine Stellungnahme des Bau-

bezirksamtes Innsbruck, Abt. Wasserwirtschaft eingeholt und auf diese Stellung-

nahme GZl. BBAIBK-g935/96-2017 (vom 14.12.2017) wird jedenfalls verwiesen. Auf 

die Einholung einer ergänzenden Stellungnahme kann hinsichtlich der geplanten 

Umwidmung verzichtet werden, da der Gefahrenzonenplan in diesem Bereich zwi-

schenzeitlich nicht geändert wurde. 

 

Im Westen des Planungsbereiches verläuft eine Erdgasleitung – Niederdruck - der 

TIGAS-Erdgas Tirol GmbH. Da der Schutzabstand dieser Leitung das Gst. 1392/2 

berührt und auch das Gst. 1392/2 selbst einen Hausanschluss (Niederdruck) der 

TIGAS-Erdgas Tirol GmbH aufweist, ist eine Stellungnahme der TIGAS-Erdgas 

Tirol GmbH einzuholen. 

 

Im Bereich der geplanten Umwidmungsfläche sind weder ökologisch bedeutsame 

Landschaftsteile noch schützenswerte Biotope vorhanden. 

 

Auch ist anzumerken, dass sich das Gst. 1392/2 innerhalb der landwirtschaftlichen 

Vorrangflächen „Zillertal“ befindet. Ein Antrag auf Herausnahme wurde bereits 

gestellt. Hierzu wurde der Plan LVFL/09/20 erstellt, in welchem der Planungsbe-

reich mit dem Zähler „13“ ausgewiesen wurde. Die Herausnahme des Zählers „13“ 

aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Zillertal“ bildet jedenfalls die Grund-

lage für die vorliegende Raumordnungskonzeptsänderung. 

 



Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Die vorliegende Raumordnungskonzeptsänderung dient dem Antragsteller der Ver-

legung des Betriebsstandortes auch der Umsetzung des geplanten Bauvorhabens 

hinsichtlich der Errichtung von Unterstellplätzen, einer Gaststätte mit Wohnteil 

auf dem Gst. 1392/2. Um dies daher zu ermöglichen, ist es erforderlich, das Gst. 

1392/2 aus der landwirtschaftlichen Freihaltefläche FL-3 „Landwirtschaftliche Flä-

che zwischen der Bundesstraße und dem Ziller“ herauszunehmen und mit dem 

neugebildeten Zähler L-03 in die bauliche Entwicklung der Gemeinde Uderns auf-

zunehmen. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist.  

 

Ein Antrag auf Herausnahme aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Ziller-

tal“ wurde bereits gestellt (Änderung LVFL/09/20). Diese Herausnahme des Zählers 

„13“ bildet jedenfalls die Grundlage für die vorliegende Raumordnungskonzeptsän-

derung. 

 

Hinsichtlich der beantragten Raumordnungskonzeptsänderung bestehen aus orts-

planerischen Gesichtspunkten keine Bedenken und ist diese daher zu befürworten. 

Auf die vorliegenden Stellungnahme GZl. BBAIBK-g935/96-2017 (vom 14.12.2017) 

des Baubezirksamtes Innsbruck, Abt. Wasserwirtschaft wird verwiesen. Auch ist 

die Einholung einer Stellungnahme der TIGAS-Erdgas Tirol GmbH erforderlich. 

 

Dementsprechend ist sodann auch der Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns 

zu ändern.“ 

 

Da die Behandlung der Raumordnungskonzeptsänderung erst erfolgen soll, wenn 

Grundeigentümer Franz Mair ein konkretes Vorhaben für die gegenständliche Par-

zelle vorgelegt hat, beschließt der Gemeinderat auf Antrag des Bürgermeisters, den 

von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung 

des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Uderns vom 11.03.2020, Zahl  

ÖRK/26/20, erst dann zu behandeln. Franz Mair nimmt dies zur Kenntnis und si-

chert zu, rechtzeitig vor Feber 2021 ein Projekt vorzulegen. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

c) Änderung des Flächenwidmungsplanes für die Gp. 1392/2: 

 

Zur beantragten Änderung des Flächenwidmungsplanes zwecks Umsetzung des 

geplanten Vorhabens von Franz Mair lautet die Stellungnahme des Raumplaners 

wie folgt. 

 

„Herr Franz Mair, Dorfstraße 47a, 6271 Uderns, bezüglich des Entwurfs auf Um-

widmung des Gst. 1392/2 im Ausmaß ca. 6.247 m² von derzeit Freiland (Ausmaß ca. 



4 m²) und Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung ge. § 44 Abs. 8 

[iVm. § 43 Abs. 7 standortgebunden] mit der Festlegung Zähler „1“ und der Festle-

gung Erläuterung „max. 300 m³ “Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte“ 

(SLH-1) in Bauland mit der Nutzungskategorie landwirtschaftliches Mischgebiet 

gem. § 40 Abs. 5 TROG 2016, KG Uderns. 

 

Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im östlichen Gemeindegebiet der 

Gemeinde Uderns. Im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns 

weist das Gst. 1392/2 die Widmungskategorien Freiland (4 m²) und Sonderfläche 

Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung mit der Festlegung Zähler „1“ und der 

Festlegung Erläuterung „max. 300 m³ “Vermarktung landwirtschaftlicher Produk-

te“ (SLH-1) auf. Hierzu wurde die Flächenwidmungsplanänderung FWP/43/10 er-

stellt, da ursprünglich die Aussiedlung der bestehenden Hofstelle im Ortszentrum 

der Gemeinde Uderns und damit der Neubau einer Hofstelle auf dem Gst. 1392/2 

geplant war. Hierfür liegt auch ein aufrechter Baubewilligungsbescheid vor, dessen 

Frist für die Fertigstellung im Feber 2021 endet. 

 

Der Planungsbereich schließt im Westen an bereits gewidmetes Bauland mit der 

Nutzungskategorie Gewerbe- und Industriegebiet Gst. 1344 an. 

 

In der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde U-

derns ist das Gst 1392/2 als landwirtschaftliche Freihaltefläche FL-3 „Landwirt-

schaftliche Fläche zwischen der Bundesstraße und dem Ziller“ ausgewiesen. Daher 

wurde diesbezüglich das Örtliche Raumordnungskonzept der Gemeinde Uderns ge-

ändert. In dieser Raumordnungskonzeptsänderung ÖRK/26/20 wurde das Gst. 

1392/2 mit dem neugebildeten Zähler L-09 in die bauliche Entwicklung der Ge-

meinde Uderns aufgenommen. Die aufsichtsbehördliche Genehmigung dieser 

Raumordnungskonzeptsänderung ÖRK/26/20 bildet die die Grundlage für die vor-

liegende Flächenwidmungsplanänderung. 

 

Der Antragsteller konnte gem. vorliegendem Antrag die geplante Hofaussiedlung 

aus diversen Gründen nicht realisieren: 

- Abgabe von Grundflächen an den Golfplatz 

- erfolgter Viehverkauf aufgrund der beengten Lage des Bestandshofs 

- etc. 

 

Nun beabsichtigt der Antragsteller den Betriebsstandort seines Gewerbes (Erdbe-

wegung) dorthin (Gst. 1392/2) zu verlegen. Auch sollen auf dem Gst. 1392/2 Unter-

stellplätze für Maschinen und Geräte im landwirtschaftlichen Bereich sowie für den 

Bummelzug und die Kutschen des Tourismusbetriebes im Ortszentrum errichtet 

werden. Ebenso ist die Errichtung einer Gaststätte mit einem Wohnteil geplant. Es 

sollen sowohl Artikel aus der eigenen Produktion als auch zugekaufte Waren – 

hauptsächlich von Uderner Landwirtschaften – angeboten werden, sofern dieses 

Angebot genutzt wird. 

 

„Da der Grundeigentümer damals bereits vorbereitende Arbeiten (Bodenaustausch 
und Befestigung, Containeraufstellung, Abstellung von Geräten und Maschinen) 
vorgenommen und dafür auch den anteiligen Erschließungsbeitrag an die Gemein-
de entrichtet hat, besteht öffentliches Interesse daran, dass er die erfolgte Bodenbe-



festigung jedenfalls nicht zurückbauen muss. Der Antragsteller hat neben seinem 
Tourismusbetrieb im Ortszentrum auch eine Firma für Erdarbeiten und möchte die 
gegenständliche Fläche weiterhin für das Abstellen von diversen Maschinen, Gerät-
schaften und Fahrzeugen nutzen. 
 
Für die Landwirtschaft benötigt er die Gp. 1392/2 aufgrund der ausgesprochenen 
Hofauflösung nicht mehr. 
 
Die Fläche schließt an gewidmetes Bauland an (Gewerbegebiet direkt gegenüber), 
sodass es sich um keine Zersiedelung handelt. Das Grundstück ist sowohl verkehrs- 
als auch versorgungstechnisch vollwertig erschlossen.“ 
 

Um dem Antragsteller die Verlegung des Betriebsstandortes sowie auch das geplan-

te Bauvorhaben zu ermöglichen, ist es erforderlich, das Gst. 1392/2 im Ausmaß von 

ca. 6.247 m² von derzeit Freiland und Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Ne-

bennutzung mit der Festlegung Zähler „1“ und der Festlegung Erläuterung „max. 

300 m³ “Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte“ (SLH-1) dem Bauland mit der 

Nutzungskategorie landwirtschaftliches Mischgebiet zuzuführen. Dies entspricht 

damit auch dem neugebildeten Zähler L-09 gemäß der Raumordnungskonzeptsän-

derung ÖRK/26/20. 

 

Die verkehrsmäßige Erschließung dieses Bereiches ist über die bestehenden Ver-

kehrswege Gst. 1342 und 1391 gegeben. Die Wasserversorgung sowie die Abwas-

serbeseitigung sind durch Anschluss an die jeweiligen Gemeindeleitungen sicherzu-

stellen.  

 

Entsprechend der ausgewiesenen Gefahrenzonenplanung der Gemeinde Uderns 

befindet sich der Planungsbereich innerhalb der Überflutungsfläche eines 300-

jährlichen Hochwasserereignisses des Zillers (HQ-300) und grenzt im Norden - bzw. 

wird das Gst. 1392/2 geringfügig davon berührt - an eine Überflutungsfläche eines 

100-jährlichen Hochwasserereignisses an. Diese Fläche ist zugleich auch als gelbe 

Flussbaugefahrenzone ausgewiesen. Diesbezüglich wurde bereits im Zuge der Flä-

chenwidmungsplanänderung eFWP-935-2017-00013 eine Stellungnahme des Bau-

bezirksamtes Innsbruck, Abt. Wasserwirtschaft eingeholt und auf diese Stellung-

nahme GZl. BBAIBK-g935/96-2017 (vom 14.12.2017) wird jedenfalls verwiesen. Auf 

die Einholung einer ergänzenden Stellungnahme kann hinsichtlich der geplanten 

Umwidmung verzichtet werden, da der Gefahrenzonenplan in diesem Bereich zwi-

schenzeitlich nicht geändert wurde. 

 

Im Westen des Planungsbereiches verläuft eine Erdgasleitung – Niederdruck - der 

TIGAS-Erdgas Tirol GmbH. Da der Schutzabstand dieser Leitung das Gst. 1392/2 

berührt und auch das Gst. 1392/2 selbst einen Hausanschluss (Niederdruck) der 

TIGAS-Erdgas Tirol GmbH aufweist, ist eine Stellungnahme der TIGAS-Erdgas 

Tirol GmbH einzuholen. 

 

Im Bereich der geplanten Umwidmungsfläche sind weder ökologisch bedeutsame 

Landschaftsteile noch schützenswerte Biotope vorhanden. 

 



Auch ist anzumerken, dass sich das Gst. 1392/2 innerhalb der landwirtschaftlichen 

Vorrangflächen „Zillertal“ befindet. Ein Antrag auf Herausnahme wurde bereits 

gestellt. Hierzu wurde der Plan LVFL/09/20 erstellt, in welchem der Planungsbe-

reich mit dem Zähler „13“ ausgewiesen wurde. Die Herausnahme des Zählers „13“ 

aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Zillertal“ bildet jedenfalls bereits die 

Grundlage für die vorausgehende Raumordnungskonzeptsänderung ÖRK/26/20 und 

damit auch der vorliegenden Flächenwidmungsplanänderung. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Die vorliegende Raumordnungskonzeptsänderung dient dem Antragsteller der Ver-

legung des Betriebsstandortes sowie auch der Umsetzung des geplanten Bauvorha-

bens hinsichtlich der Errichtung von Unterstellplätzen, einer Gaststätte mit Wohn-

teil auf dem Gst. 1392/2. Um dies daher zu ermöglichen, ist es erforderlich, das Gst. 

1392/2 von derzeit Freiland und Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennut-

zung mit der Festlegung Zähler „1“ und der Festlegung Erläuterung „max. 300 m³ 

“Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte“ (SLH-1) dem Bauland mit der land-

wirtschaftliches Mischgebiet zuzuführen. 

 

Ein Antrag auf Herausnahme aus den landwirtschaftlichen Vorrangflächen „Ziller-

tal“ wurde bereits gestellt (Änderung LVFL/09/20). Auch wurde bereits das Örtliche 

Raumordnungskonzept der Gemeinde Uderns geändert. Die Herausnahme des Zäh-

lers „13“ gemäß dem Plan LVFL/09/20 sowie auch aufsichtsbehördliche Genehmi-

gung der Raumordnungskonzeptsänderung ÖRK/26/20 bilden jedenfalls die Grund-

lage für die vorliegende Flächenwidmungsplanänderung. 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist.  

 

Hinsichtlich der beantragten Flächenwidmungsplanänderung bestehen aus orts-

planerischen Gesichtspunkten keine Bedenken und ist diese daher zu befürworten. 

Auf die vorliegenden Stellungnahme GZl. BBAIBK-g935/96-2017 (vom 14.12.2017) 

des Baubezirksamtes Innsbruck, Abt. Wasserwirtschaft wird verwiesen. Auf die 

Einholung einer Stellungnahme der TIGAS-Erdgas Tirol GmbH wird verwiesen. 

 

Gegebenenfalls ist bei ev. geplanten Baumaßnahmen der Bebauungsplan der Ge-

meinde Uderns zu ändern.“ 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 

Uderns vor: 

 

Umwidmung 

 

Grundstück 1392/2 KG 87123 Uderns 

 

rund 4 m² 

von Freiland § 41 



in 

Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) 

 

sowie 

 

rund 6243 m² 

von Sonderfläche Hofstelle mit gewerblicher Nebennutzung § 44 (8) [iVm. § 43 (7) 

standortgebunden], Festlegung Zähler: 1, Festlegung Erläuterung: max. 300 m³ 

"Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte" 

in 

Landwirtschaftliches Mischgebiet § 40 (5) 

 

Da auch die Flächenwidmungsplanänderung für die Gp. 1392/2 erst im Gemeinde-

rat behandelt werden soll, wenn der Grundeigentümer ein konkretes Projekt für 

das Grundstück vorgelegt hat, beschließt der Gemeinderat auf Antrag des Bürger-

meisters, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten Entwurf über 

die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns vom 12.03.2020, 

Zahl eFWP-935-2020-00001, erst dann zu behandeln. Der Antragsteller nimmt dies 

zur Kenntnis und sichert zu, das Vorhaben rechtzeitig vor Feber 2021 dem Ge-

meinderat vorzulegen, damit keine Rückwidmung vorgenommen werden muss, 

sondern eine Umwidmung auf Basis der vorliegenden Unterlagen des Raumplaners 

erfolgen kann. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 5 der Tagesordnung: Vereinbarung zwischen der TIGEWOSI und der 

Gemeinde Uderns, sowie Antrag auf Änderung des 

Flächenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes 

für die Gp. 1444/5, 1444/6 1444/7 und 1444/10, alle 

KG Uderns – DI Helmut Hanser 

 

 

a) Vereinbarung zwischen der TIGEWOSI und der Gemeinde Uderns: 

 

Wie im Gemeinderat besprochen, hat Herr DI Helmut Hanser eine Vereinbarung 

ausarbeiten lassen, welche das Vergabevorschlagsrecht, die Mietvertragsdauer so-

wie die weiters relevanten Bestimmungen für die geplante gemeinnützige Wohnan-

lage im Bereich Sonnhofweg auf der Gp. 1444/5, 1444/6 und 1444/7, KG Uderns, 

zwischen dem Bauträger und der Gemeinde Uderns regeln soll. Der Entwurf lautet 

wie folgt: 

 

>>> 

 

VEREINBARUNG 

 

                                                     abgeschlossen zwischen 

 

I. Gemeinde Uderns 

 Dorfstraße 23, 6271 Uderns 



 vertreten durch ihre vertretungsbefugten Organe 

 einerseits, und 

 

II. Tiroler gemeinnützige Wohnungsbau- und Siedlungsgesellschaft mbH.  

 FN 32852m, Fürstenweg 27, 6020 Innsbruck, 

 vertreten durch den Geschäftsführer, Ing. Franz Mariacher, 

 im Folgenden kurz TIGEWOSI,  

 andererseits, wie folgt: 

 

I. Präambel 

 

Die TIGEWOSI beabsichtigt auf der Liegenschaft EZ 830 GB 87123 Uderns eine 

Wohnanlage mit Mietwohnungen zu errichten. 

 

II. Vereinbarung 

 

Dazu werden zwischen der Gemeinde und der TIGEWOSI folgende Punkte verein-

bart. 
 

1. 
 

Die bei der Gemeinderatssitzung vom 17.02.2020 präsentierte Bebauungsstudie 

vom Jänner 2020 stellt die allgemeine Grundlage für die Bebauung der Liegen-

schaft dar, wobei das Projekt im Detail noch entwickelt und entsprechend abge-

stimmt wird. 
 

2. 
 

Auf dem gegenständlichen Grundstück werden auf Baurechtsbasis ausschließlich 

Mietwohnungen errichtet. 
 

3. 
 

Die Dauer der Mietverträge wird unter Berücksichtigung einer Mietdauer von 5 

Jahren befristet, um eine bedarfsgerechte Vergabe zu ermöglichen. Es besteht die 

Möglichkeit die Mietverträge auf Vorschlag der Gemeinde jeweils wieder mit glei-

cher Dauer befristet zu verlängern, und dies im Bedarfsfall auch mehrmals. 

Gegen Ende der vereinbarten Baurechtslaufzeit ist die Mietdauer jeweils unter Ein-     

haltung der gültigen Rechtsgrundlagen auf die noch verbleibende Baurechtsdauer 

abzustimmen. 
 

4. 
 

Von insgesamt 16 Wohnungen werden 12 Stück als wohnbaugeförderte Wohnungen 

errichtet.  
 

5. 
 

Der Gemeinde Uderns wird im Rahmen der angeführten Bestimmungen der Wohn-

bauförderung die Berechtigung eingeräumt, die Mieter für die wohnbaugeförderten 

Wohnungen im Rahmen des Punktes 2.6 der Wohnbauförderungsrichtlinie sowohl 

bei der Erstvermietung als auch bei den jeweils nachfolgenden Vermietungen aus-

zuwählen. 

 



Die Gemeinde verpflichtet sich bei Inanspruchnahme dieses Vergaberechtes, für die 

Benennung der Mieter die Vorgaben des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes und 

der förderrechtlichen Bestimmungen, insbesondere des Tiroler Wohnbauförde-

rungsgesetzes, einzuhalten. Die Gemeinde stellt sicher, dass sie bei Inanspruch-

nahme dieses Vergaberechtes ausschließlich förderungswürdige Mieter im Sinne 

der Wohnbauförderungsrichtlinie benennt. 

 

Zudem bemüht sich die Gemeinde, dass es durch die Ausübung des Vergaberechts 

zu keinen Leerstehungen kommt. Die Auswahl der Mieter erfolgt dann durch die                   

TIGEWOSI, wenn die Gemeinde bei der Erstvermietung nicht innerhalb von sechs 

Monaten ab Rechtskraft des Baubescheides und bei den nachfolgenden Vermietun-

gen nicht innerhalb von zwei Monaten ab Zugang der schriftlichen Leerstehungs-

meldung einen geeigneten Nachmieter in Ausübung ihres Vergaberechtes benennt. 

 

Dazu hier der Punkt 2.6 aus der Ausgabe 01.10.2017 der Wohnbauförderungsricht-

linie des Landes Tirol - Ausgabe 01.01.2019:  

 

2.6 Wohnungsvergabe 

Bei objektgeförderten Mietwohnhäusern sowie bei förderbaren Gesamtanlagen (Ei-

gentumswohnungen) muss die Wohnungsvergabe nach nachvollziehbaren objekti-

ven, sozialen Kriterien im Sinne der Wohnungsvergabe-Richtlinie (z.B. Anzahl der 

im Haushalt lebenden Personen, Wohnbedarf, Einkommen) und möglichst unter 

Beachtung der jeweils förderbaren Wohnnutzfläche erfolgen.  

 

Die Verantwortung der ordnungsgemäßen Wohnungsvergabe liegt bei der verge-

benden Stelle (Gemeinde, Bauträger). Das Land behält sich die Kontrolle der 

Vergabe der geförderten Wohnungen und Konsequenzen im Falle der Nichteinhal-

tung der Wohnungsvergabe-Richtlinie vor.  

 

Eine Förderung eines objektgeförderten Vorhabens ist nur möglich, wenn ein ent-

sprechender Wohnbedarf für das gesamte Vorhaben gegeben ist.  

 

Bei geförderten Wohnungen, die von natürlichen Personen errichtet werden und die 

nicht zur Befriedigung des regelmäßigen Wohnbedürfnisses des Förderungswerbers 

oder der ihm nahestehenden Personen bestimmt sind, hat die (Bauort)Gemeinde 

ein Vorschlagsrecht von zumindest drei förderungswürdigen Nutzungsberechtigten 

pro Wohnung, wenn die Bauortgemeinde für dieses Vorhaben eine effiziente Leis-

tung nach § 14 Abs. 2 TWFG 1991 erbringt. In diesem Falle hat der Förderungs-

werber die Wohnung(en) an eine der vorgeschlagenen Personen zu vermieten. Die 

(Bauort)Gemeinde kann sich - bis zur gänzlichen Tilgung der Förderung - das Recht 

der Weitervergabe freiwerdender, geförderter Wohnungen dann vertraglich sichern, 

wenn auch die erste Vergabe durch sie erfolgt ist. Eine solche Sicherung des Wei-

tergaberechts ist so rechtzeitig mit dem Bauträger und dem Land zu vereinbaren, 

dass es vertraglich gesichert werden kann. 

 

III.  Ausfertigungen und Kosten 

 

Diese Urkunde wird in einer Ausfertigung erstellt, deren Original bei der TIGE-

WOSI verbleibt, die Gemeinde Uderns erhält eine Kopie der Vereinbarung. Allen-



falls mit der Erstellung und dem Abschluss dieser Vereinbarung verbundene Kos-

ten werden durch die TIGEWOSI getragen. 

 

<<< 

 

Dieser Vereinbarungsentwurf wurde beiderseits geprüft und kann nach Beschluss-

fassung im Gemeinderat durch die Vertragspartner unterfertigt werden. Der Bür-

germeister ersucht die Mandatare um ihre Stellungnahmen dazu. 

 

Nach Beratung stimmt der Gemeinderat der vorliegenden Vereinbarung zwischen 

der TIGEWOSI und der Gemeinde Uderns zum gegenständlichen Vorhaben zu. Es 

erfolgt die beiderseitige Unterfertigung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher erwähnt weiters, dass die mit DI Helmut Hanser vereinbar-

te Straßenabtretung und Eingliederung ins Öffentliche Gut mit einer eigenen 

Grundstücksvereinigung bewerkstelligt wird, zu den besprochenen Konditionen. 

Hierfür liegt die Zustimmung des Gemeinderats bereits vor. 

 

b) Änderung des Flächenwidmungsplanes für die 

Gp. 1444/5 und 1444/6, KG Uderns: 

 

Auf Basis des gefassten positiven Grundsatzbeschlusses zur Widmungsergänzung 

bzw. Umwidmung der genannten Parzellen nach erfolgter Grundstücksvereinigung 

soll nun die Änderung des Flächenwidmungsplanes beschlossen werden. Die Stel-

lungnahme des Raumplaners dazu lautet wie folgt: 

 

„Herr Helmut Hanser, Gramartstraße 19/3, 6020 Innsbruck, bezüglich des Ent-

wurfs auf Umwidmung der Gst. 1444/5 (Ausmaß ca. 642 m²) und 1444/6 (Ausmaß 

ca. 642 m²) im Gesamtausmaß ca. 1.284 m² von derzeit Freiland in Bauland mit der 

Nutzungskategorie Wohngebiet gem. § 38 Abs. 1 TROG 2016, KG Uderns. 

 

Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im Südwesten von Uderns-Dorf. 

Im rechtskräftigen Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns weisen die bean-

tragten Gst. 1444/5 und 1444/6 die Widmungskategorien Freiland auf. Im Osten des 

Gst. 1444/6 ist die Parzelle 1444/7 bereits als Bauland mit der Nutzungskategorie 

Wohngebiet ausgewiesen. 

 

In der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde U-

derns sind die Gst. 1444/5 und 1444/6 als baulicher Entwicklungsbereich mit dem 

Zähler W-04, welcher die Zeitzone „z0“ (unmittelbarer Bedarf, Widmung hat sofort 

zu erfolgen) bzw. „z1“ (kein unmittelbarer Bedarf, Widmung bei später auftreten-

dem Bedarf möglich) und die Dichtefestlegung „D3“ (höhere Baudichte z.B. durch 

Geschosswohnungen) aufweist, ausgewiesen. Hinsichtlich der Dichtefestlegung 

wird jedoch auf den im Zuge des Bebauungsplanes erstellten Planes „Festlegung 

der zukünftigen Dichtefestlegungen“ verwiesen. Gemäß diesem Plan „Festlegung 

der zukünftigen Dichtefestlegungen“ wurde für den Planungsbereich die Dichtefest-

legung „D3“ gem. der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der 



Gemeinde Uderns aufgehoben und dafür mit der Dichtefestlegung „D2“ (mittlere 

Baudichte z.B. durch Reihenhäuser etc.; Baumassendichte Höchst 2,50) neu festge-

legt. 

 

Weiters ist im Norden des Zählers W-04 ein Verkehrsweg als erforderlicher Neubau 

„Vk-11“ ausgewiesen und ist in der Widmung auch dementsprechend zu berücksich-

tigen. 

 

Der Antragsteller beabsichtigt die beantragten Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 mit 

einer Wohnbebauung, bestehend aus vier Wohnobjekten mit insgesamt 16 Wohn-

einheiten und einer Tiefgarage, von der Fa. TIGEWOSI bebauen zu lassen. Hierzu 

sollen die Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 vereinigt und sodann wiederum neu par-

zelliert werden. Eine dementsprechende Parzellierung ist jedenfalls zu veranlassen. 

Um dem Antragsteller das geplante Bauvorhaben zu ermöglichen, ist es erforder-

lich, die beantragten Gst. 1444/5 und 1444/6 im Gesamtausmaß von ca. 1.248 m² 

von derzeit Freiland dem Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet zuzufüh-

ren. Damit weisen die zukünftig neugebildeten Parzellen – auch nach der geplanten 

Teilung – auf jeden Fall eine einheitliche Widmung der Bauplätze auf, da das Gst. 

1444/7 bereits als Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet ausgewiesen ist. 

 

Die verkehrsmäßige Erschließung der geplanten Wohnbebauung bzw. die Zu- und 

Ausfahrt der geplanten Tiefgarage soll über den im Osten angrenzenden Gemein-

deweg (Sonnhofweg) erfolgen. Daher soll die an das Gst. 1444/7 angrenzende Weg-

parzelle 1444/10 mit der Wegparzelle Gst. 1434/13 vereinigt und in das öffentliche 

Gut aufgenommen werden. Derzeit ist das Gst. 1444/10 im rechtskräftigen Flä-

chenwidmungsplan der Gemeinde Uderns als Freiland mit der Kenntlichmachung 

geplante örtliche Straße ausgewiesen. Nach Fertigstellung dieses Verkehrsweges ist 

sodann das Polygon, welches im Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns als 

örtliche Straße kenntlichgemacht werden soll, an das Amt der Tiroler Landesregie-

rung zu übermitteln. 

 

Weiters soll auch das nördlich anschließende Gst. 1444/9, welches ebenfalls als ge-

plante örtliche Straße kenntlichgemacht ist, als Zufahrt für die westlichen Gebäude 

dienen. Dieser Verkehrsweg soll „befestigt“ ausgeführt werden, damit dieser von 

div. Einsatzfahrzeugen genutzt werden kann. Dies entspricht damit auch dem Ver-

kehrsweg als erforderlicher Neubau „VK-11“. 

 

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind durch Anschluss an die 

jeweiligen Gemeindeleitungen sicherzustellen. 

 

Entsprechend der ausgewiesenen Gefahrenzonenplanung der Gemeinde Uderns 

sind die beantragten Gst. 1444/5 und 1444/6 von keiner Nutzungsbeschränkung 

betroffen. 

 

Im Bereich der geplanten Umwidmungsfläche sind weder ökologisch bedeutsame 

Landschaftsteile noch schützenswerte Biotope vorhanden. 

 

Die Gst. 1444/6 und 1444/7 befinden sich innerhalb eines 500 m-Gewässerufer-

schutzbereiches. Da die Umwidmungsfläche innerhalb einer geschlossenen Ort-



schaft liegt, ist dieser Uferschutzbereich im Sinne des TNSchG nicht wirksam und 

daher kann auf die Einholung einer Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft 

Schwaz, Abt. Umwelt verzichtet werden. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Die vorliegende Flächenwidmungsplanänderung dient dem Antragsteller der Be-

bauung der Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7. Dabei ist die Errichtung einer Wohnbe-

bauung, bestehend aus vier Wohnobjekten mit insgesamt 16 Wohneinheiten und 

einer Tiefgarage, von der Fa. TIGEWOSI geplant. Hierzu sollen die Gst. 1444/5, 

1444/6 und 1444/7 vereinigt und sodann wiederum neu parzelliert werden. Eine 

dementsprechende Parzellierung ist jedenfalls zu veranlassen. Um daher dieses 

Bauvorhaben zu ermöglichen, ist es erforderlich, die beantragten Gst. 1444/5 und 

1444/6 im Gesamtausmaß von ca. 1.284 m² von derzeit Freiland dem Bauland mit 

der Nutzungskategorie Wohngebiet zuzuführen. Damit wird auch eine einheitliche 

Widmung der zukünftig neugebildeten Bauplätze geschaffen, da das Gst. 1444/7 

bereits als Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet ausgewiesen ist. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nicht berührt, weshalb keine strate-

gische Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Hinsichtlich der beantragten Flächenwidmungsplanänderung bestehen aus orts-

planerischen Gesichtspunkten keine Bedenken und ist diese daher zu befürworten. 

 

Für das geplante Bauvorhaben auf den Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 ist jedenfalls 

der rechtskräftige Bebauungsplan der Gemeinde Uderns zu ändern.“ 

 

Der Bürgermeister ersucht die Gemeinderäte um ihre Stellungnahmen zur vorlie-

genden Widmungsergänzung für das Vorhaben auf den angeführten Parzellen. 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich nochmals hinsichtlich der Wegabtretung am 

Sonnhofweg. Der Bürgermeister erklärt dazu, dass diese bereits beschlossen und 

die eigene Grundstücksvereinigung dafür seitens des Grundeigentümers bereits in 

Ausarbeitung sei. Es handle sich um die derzeitige Gp. 1444/10, welche dann mit 

der öffentlichen Straße vereinigt werde. 

 

GV Manfred Eberharter fragt, ob der eingetragene künftige Weg an der Nordseite 

in diesem Zuge auch abgetreten werde. Bgm. Ing. Josef Bucher sagt dazu, dass die-

ser Weg vorerst beim Eigentümer verbliebe, es aber vereinbart sei, dass dieser 

Grundteil unbebaut bleibt und als Zufahrtsweg für Einsatzkräfte befestigt wird und 

verwendet werden kann. Dies hat DI Helmut Hanser schriftlich zugesagt. 

 

Auf Anfrage erläutert der Bürgermeister nochmals die besprochenen Festlegungen 

für die Baufluchtlinie entlang der Gemeindestraße. Diese entspreche mit 4,0 m dem 

vorgestellten Projekt und reiche für diesen Bereich absolut aus. 

 



Im Gemeinderat wird eine Grundsatzdiskussion über die Bereitstellung von oberir-

dischen Stellplätzen bei Wohnanlagen geführt. Das Projekt halte zwar die geltende 

Stellplatzverordnung der Gemeinde Uderns ein, jedoch seien nur verhältnismäßig 

wenige oberirdische Stellplätze (z.B. für Besucher) vorgesehen. Die Tiefgarage sei 

aber gut dimensioniert. Die Problematik mit halb zugeparkten Straßen gebe es al-

lerorts, und die Stellplatz-Höchstzahlenverordnung des Landes hat darauf keinen 

positiven Einfluss. Die erst vor einiger Zeit aktualisierte Stellplatzverordnung der 

Gemeinde Uderns sei jedenfalls in Ordnung. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 68 Abs. 3 iVm. § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 

2016, LGBl. Nr. 101, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten 

Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns 

vom 16.04.2020, Zahl eFWP-935-2020-00002, durch vier Wochen hindurch zur öf-

fentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Der Entwurf sieht folgende Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns vor: 

 

Umwidmung 

 

Grundstück 1444/5 KG 87123 Uderns 

 

rund 642 m² 

von Freiland § 41 

in 

Wohngebiet § 38 (1) 

 

weiters Grundstück 1444/6 KG 87123 Uderns 

 

rund 642 m² 

von Freiland § 41 

in 

Wohngebiet § 38 (1) 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2016 der Beschluss über die dem 

Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde 

Uderns gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtig-

ten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

c) Änderung des Bebauungsplanes für die Gp. 1444/5, 

1444/6 und 1444/7, alle KG Uderns: 

 

Für die besprochene Änderung der Baufluchtlinien, die Anpassung der Bauplatz-

größe Höchst, die Vorsehung einer Grundgrenzüberbauung (Tiefgarage), die Ein-

tragung der gekoppelten Bauweise in den nötigen Teilbereichen und die Anhebung 



der Baumassendichte Höchst für das geplante Vorhaben der TIGEWOSI liegt nun 

die Änderung des Bebauungsplanes vor. Die Stellungnahme des Raumplaners dazu 

lautet wie folgt: 

 

„Über Antrag von Herrn Dipl.-Ing. Helmut Hanser, Gramartstraße 19/3, 6020 Inns-

bruck, sollen die Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 mit einer Wohnbebauung, beste-

hend aus vier Wohnobjekten mit insgesamt 16 Wohneinheiten und einer Tiefgara-

ge, von der Fa. TIGEWOSI bebaut werden. Hierzu sollen die Gst. 1444/5, 1444/6 

und 1444/7 vereinigt und sodann wiederum in zwei Parzellen geteilt werden. Eine 

dementsprechende Parzellierung ist jedenfalls zu veranlassen. 

 

Gemäß TROG 2016 ist für den o.a. Planungsbereich der rechtskräftige Bebauungs-

plan der Gemeinde Uderns zu ändern. 

 

Grundlage für die Erstellung der Planung ist die digitale Katastralmappe der Ge-

meinde Uderns. Weiters liegt diesem Bebauungsplan der rechtskräftige Bebau-

ungsplan der Gemeinde Uderns BP/71/16 sowie der Entwurf Projektübersicht „1675 

Uderns Sonnhofweg“ (Stand 30.04.2020) sowie Skizzen „Variante Grundteilung“ 

(Stand April 2020) der Fa. TIGEWOSI vor. Die Lage der vier geplanten Wohnobjek-

te (im vorliegenden Bebauungsplan grau dargestellt) und der Tiefgarage (im Be-

bauungsplan grau strichliert eingetragen), die entsprechenden Bebauungsfestle-

gungen sowie auch die zukünftig geplante Grundteilung wurden als Entwurf Pro-

jektübersicht „1675 Uderns-Sonnhofweg“ (vom 30.04.2020) vom Antragsteller zur 

Verfügung gestellt. Diese Grundstücksteilung soll dementsprechend durchgeführt 

werden (Mail vom 22.04.2020). Der derzeit vorliegende Geometerplan GZl. 22769/13 

vom Vermessungsbüro Dipl.-Ing. Sollereder ist bereits in der DKM der Gemeinde 

Uderns eingearbeitet. 

 

Diesem Bebauungsplan geht die Änderung des Flächenwidmungsplanes eFWP-935-

2020-00002 voraus, in welcher die Gst. 1444/5 und 1444/6 dem Bauland mit der 

Nutzungskategorie Wohngebiet zugeführt wurden. Die aufsichtsbehördliche Ge-

nehmigung dieser Flächenwidmungsplanänderung eFWP-935-2020-00002 bildet die 

Grundlage für diesen Bebauungsplan. 

 

BEBAUUNGSPLAN GEM. § 56 Abs. 1 TROG 2016 

 

Gem. § 56 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauplatzgröße im Höchst-

wert anzugeben. Die Bauplatzgröße Höchst wurde für den Planungsbereich mit 

maximal 2.000 m² festgelegt. Gemäß DKM der Gemeinde Uderns weisen die Gst. 

derzeit folgende Ausmaße auf: 

 

Gst.        Ausmaß gem. DKM [m²] 

1444/5    642 

1444/6    642 

1444/7    642 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 vereinigt 

und sodann in zwei Parzellen geteilt werden sollen. Dementsprechend ist jedenfalls 

eine Parzellierung zu veranlassen. 



Gem. § 58 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Straßenfluchtlinie festzule-

gen. Die Straßenfluchtlinie wurde im Osten des Gst. 1444/7 entlang der straßensei-

tigen Grundgrenzen der angrenzenden Parzellen Gst. 1444/10 und 1434/13 einge-

tragen und dies entspricht dem Straßenprofil „Typ C“, also einer Breite von 6,0 m. 

Im Norden der Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 wurde die Straßenfluchtlinie entlang 

der straßenseitigen Grundgrenze der Parzelle Gst. 1444/9, unter Berücksichtigung 

einer Breite von 6,0 m nach Norden auf dem Gst. 1444/1, festgelegt. Diese Festle-

gungen der Straßenfluchtlinien entsprechen jedenfalls dem Bebauungsplan 

BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Gem. § 59 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan eine Baufluchtlinie festzulegen. 

Die Baufluchtlinie wurde für den Planungsbereich im Abstand von 4,0 m von den 

jeweiligen Straßenfluchtlinien, welche den straßenseitigen Grundgrenzen entspre-

chen, eingetragen. Damit wurde die Baufluchtlinie für die Gst. 1444/5, 1444/6 und 

1444/7 gegenüber dem Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns um 1,0 m 

reduziert festgelegt. Gem. § 60 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bau-

weise festzulegen, wobei diese für den Planungsbereich als gekuppelte Bauweise 

bestimmt wird, da die geplanten Wohnobjekte Haus C und Haus D nach durchge-

führter Parzellierung an der jeweils zukünftigen gemeinsamen Grundgrenze zu-

sammengebaut werden sollen. Laut Tiroler Bauordnung gilt im Bauland mit der 

Nutzungskategorie Wohngebiet eine Wandhöhe mal 0,6 für die Berechnung der Ab-

stände gegenüber den Grenzen des Bauplatzes zu den angrenzenden Grundstücken. 

Ein Abstand von 4,0 m ist aber jedenfalls einzuhalten, sofern nicht ein anderer Ab-

stand festgelegt ist. 

 

Im vorliegenden Bebauungsplan wurde das Zusammenbauen der geplanten Wohn-

objekte an der betroffenen zukünftigen gemeinsamen Grundgrenze durch die Fest-

legung „Festlegung der Grundstücksgrenzen, an der das Zusammenbauen von Ge-
bäuden zu erfolgen hat“ sichtlich gemacht. 

 

Gem. § 61 Abs. 2 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Baumassendichte im 

Höchstmaß festzulegen. Die Baumassendichte Höchst wurde für den Planungsbe-

reich entsprechend der vorliegenden Angabe mit maximal 2,95 festgelegt. 

 

Gem. § 61 Abs. 4 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bebauungsdichte Mindest 

auszuweisen. Diese wurde für den ausgewiesenen Planungsbereich mit 0,15 festge-

legt. Dieses Maß ist in der Gemeinde Uderns als ortsüblich anzusehen und ent-

spricht den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Gem. § 62 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan der Gebäudepunkt Höchst fest-

zulegen. Der Gebäudepunkt Höchst wurde für den Planungsbereich entsprechend 

dem Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns mit maximal 558,40 m über 

Adria, bestimmt. Diese Höhenangabe wird vom geplanten Bauvorhaben gemäß An-

gabe des vorliegenden Entwurfs jedenfalls eingehalten, da die geplanten Objekte 

einen Gebäudepunkt Höchst von maximal 555,40 m über Adria aufweisen. 

 

Gem. § 62 Abs. 4 TROG 2016 wird die Bauhöhe mit der Anzahl der oberirdischen 

Geschosse definiert. Für den Planungsbereich wurde die Anzahl der oberirdischen 

Geschosse mit maximal drei oberirdischen Geschossen bestimmt und entspricht 



damit den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. Die-

se Bauhöhe wird jedenfalls von den geplanten Wohnobjekten eingehalten, da diese 

gemäß vorliegender Angabe maximal zwei oberirdische Geschosse aufweisen. 

 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass die Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 mit 

einer Wohnbebauung, bestehend aus vier Wohnobjekten mit insgesamt 16 

Wohneinheiten und einer Tiefgarage, von der Fa. TIGEWOSI bebaut werden sollen. 

Hierzu sollen die Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 vereinigt und sodann wiederum 

neu parzelliert werden. Eine dementsprechende Parzellierung ist jedenfalls zu ver-

anlassen. 

 

Diesem Bebauungsplan geht die Änderung des Flächenwidmungsplanes eFWP-935-

2020-00002 voraus und die aufsichtsbehördliche Genehmigung dieser Änderung 

eFWP-935-2020-00002 bildet jedenfalls die Grundlage für diesen Bebauungsplan. 

 

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind durch Anschluss an die 

jeweiligen Gemeindeleitungen sicherzustellen. Die verkehrsmäßige Erschließung 

der geplanten Wohnbebauung bzw. die Zu- und Ausfahrt der geplanten Tiefgarage 

soll über den im Osten angrenzenden Gemeindeweg (Sonnhofweg) Gst. 1434/13 er-

folgen. Daher soll das Gst. 1444/10 mit dem Gst. 1434/10 vereinigt und in das öf-

fentliche Gut der Gemeinde Uderns aufgenommen werden. 

 

Weiters soll auch das nördlich anschließende Gst. 1444/9, welches ebenfalls als ge-

plante örtliche Straße kenntlichgemacht ist, als Zufahrt für die westlichen Gebäude 

dienen. Dieser Verkehrsweg soll „befestigt“ ausgeführt werden, damit dieser von 

div. Einsatzfahrzeugen genutzt werden kann. 

 

Die Straßenfluchtlinie wurde im Osten des Gst. 1444/7 entlang der straßenseitigen 

Grundgrenzen der angrenzenden Parzellen Gst. 1444/10 und 1434/13 eingetragen 

und dies entspricht dem Straßenprofil „Typ C“, also einer Breite von 6,0 m. Im Nor-

den der Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 wurde die Straßenfluchtlinie entlang der 

straßenseitigen Grundgrenze der Parzelle Gst. 1444/9, unter Berücksichtigung ei-

ner Breite von 6,0 m nach Norden auf dem Gst. 1444/1, festgelegt. Diese Festlegun-

gen der Straßenfluchtlinien entsprechen jedenfalls dem Bebauungsplan BP/71/16 

der Gemeinde Uderns. 

 

Die Baufluchtlinien wurden für die Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 gegenüber dem 

Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns um 1,0 m reduziert festgelegt. Da-

her wurden die Baufluchtlinie für den Planungsbereich im Abstand von 4,0 m von 

den jeweiligen Straßenfluchtlinien, welche den straßenseitigen Grundgrenzen ent-

sprechen, eingetragen. 

 

Die Bauplatzgröße Höchst wurde für den Planungsbereich mit maximal 2.000 m² 

festgelegt. Jedes der Gst. 1444/5, 1444/6 und 1444/7 weist gemäß DKM der Ge-

meinde Uderns derzeit ein Ausmaß von ca. 642 m² auf. Es wird darauf hingewiesen, 

dass diese Grundstücke vereinigt und sodann geteilt werden sollen. Dementspre-

chend ist jedenfalls eine Parzellierung zu veranlassen. 

 



Für den Planungsbereich wurde die gekuppelte Bauweise mit einer Wandhöhe mal 

0,6 gemäß TBO festgelegt, da die geplanten Wohnobjekte Haus C und Haus D nach 

durchgeführter Parzellierung an der jeweils zukünftigen gemeinsamen Grundgren-

ze zusammengebaut werden sollen. 

 

Im vorliegenden Bebauungsplan wurde das Zusammenbauen der geplanten Wohn-

objekte an der betroffenen zukünftigen gemeinsamen Grundgrenze durch die Fest-

legung „Festlegung der Grundstücksgrenzen, an der das Zusammenbauen von Ge-
bäuden zu erfolgen hat“ sichtlich gemacht. 

 

Weiters wurde für den Planungsbereich 

 

- die Bebauungsdichte Mindest mit 0,15, 

- der Gebäudepunkt Höchst mit maximal 558,40 m über Adria und 

- die Anzahl der oberirdischen Geschosse mit maximal drei Geschossen 

 

entsprechend dem Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns übernommen 

und festgelegt, da diese Festlegungen des BP/71/16 von der geplanten Wohnanlage 

eingehalten werden.“ 

 

Der Bürgermeister erklärt, dass die vorab besprochenen Vorgaben eingehalten 

werden und ersucht die Gemeinderäte um ihre Stellungnahmen zur vorliegenden 

Änderung des Bebauungsplanes. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 - TROG 2016, LGBl. Nr. 

101, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten Entwurf über die 

Änderung des Bebauungsplanes vom 12.05.2020, Zahl BP/87/20, durch vier Wochen 

hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung 

des gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtig-

ten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 6 der Tagesordnung: Grundsatzbeschluss zum Bauvorhaben auf Gp. 

.238, KG Uderns, Friedrich Hollaus, und zur 

Änderung des Bebauungsplanes dafür 

 

Antragsteller Friedrich Hollaus ist mit seinen Planer Arch. DI Zoltan Toth persön-

lich erschienen, ebenso die Anrainerfamilie Hanspeter und Marco Lechner, sowie 

die Bewohnerin des Bestandsgebäudes, Frau Dr. Ingrid Kessler. 

 

Herr Friedrich Hollaus plant, die derzeitige Bebauung seiner Liegenschaft auf der 

Gp. .238 abzureißen und stattdessen eine Wohnanlage mit Tiefgarage zu errichten. 



Dieses Vorhaben unterscheidet sich von den zuletzt zumeist behandelten Projekten, 

da hier ausschließlich Mietwohnungen entstehen sollen, und diese zum Teil für den 

Unterbringungsbedarf von Arbeitskräften (Baugewerbe, Gastronomie etc.) gedacht 

sind. Es ist aber auch die Vergabe an langfristige Mieter möglich. Es sollen mehrere 

Mietwohnungen auf gesamt vier Geschossen entstehen, sowie eine große Tiefgarage 

zur Unterbringung der meisten KFZ. Damit das gegenständliche Vorhaben gemäß 

vorliegendem Entwurf realisiert werden kann, ist auch eine Änderung des Bebau-

ungsplanes erforderlich.  

 

Der Bürgermeister verliest vorab auch die eingelangte Äußerung des Anrainers 

Herrn Marco Lechner dazu vollinhaltlich, zwecks Berücksichtigung in der Diskus-

sion und im Protokoll. 

 

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Herr Hollaus Friedrich und sein Sohn Thomas waren gestern (02.03.2020, 18:00) 

mit einem Vorentwurfsplanstand bei uns, um die Umbaupläne am Nachbarsgrund-

stück zu präsentieren. 

 

Bei diesem Gespräch bzw. der Planeinsicht ist uns aufgefallen, dass die Richtlinien 

vom Bebauungsplan in keinster Weise eingehalten werden. Dies wurde auch von 

Herrn Hollaus zugegeben und erklärt, dass seinerseits eine entsprechende Ände-

rung des Bebauungsplanes bei der Gemeinde bzw. Landesbehörde beantragt wird.  

 

Wir finden diese Vorgehensweise durch einen "Ersatzgemeinderat" und somit Ge-

meindevertreter mehr als bedenklich, wenn von vorne herein der Bebauungsplan 

ignoriert wird und mittels einem Präzedenzfall argumentiert wird. Zitat: "Da es 

beim Giehlprojekt neben der Gemeinde funktioniert hat, wird es bei uns auch funk-

tionieren!" 

 

Wir beanstanden folgende Punkte und bitten diese bei der Gemeinderatsitzung 

bzw. im Änderungsverfahren zu berücksichtigen: 

 

1.) Die Einhaltung der derzeitigen Kennwerte lt. Bebauungsplan wie z.B.  

BMD = 3 lt. BBP -> geplant > 4,5 

OG H = 3 lt. BBP -> geplant = 4 OG 

TR = 10,50m lt. BBP -> geplant = ca. 14m 

... 

(Werte lt. Bebauungsplan, welcher mir am 02.02.2020 seitens der Gemeinde über-

mittelt wurde.) 

 

2.) Wir sehen keine Notwendigkeit die Bebauungsplan-Kennwerte auf dieser 

Grundparzelle zu erhöhen, da dies nur dem privaten Profit von Herr Hollaus dient 

und sehen in dieser Sache auch kein öffentliches Interesse und keinen Mehrwert 

für die Gemeinde und deren Bürger. 

Derzeit 19 Mietwohnungen geplant -> davon 4.OG Eigennutzung 

 

3.) Wir geben zu bedenken, dass eine Änderung bei dieser Parzelle auch zukünftige 

Änderungen der umliegenden Parzellen zur Folge haben wird. 



Sämtliche umliegende Objekte wurden derzeit mit EG + 2 Obergeschosse errichtet.  

 

4.) Wir geben zu bedenken, dass eine generelle Erhöhung dieser Werte nur für die 

Errichtung einer Wohnanlage von Vorteil ist, jedoch nicht für die Errichtung für 

von Ein- bzw. Mehrfamilienhäuser. 

 

Aus diesen genannten Gründen bitte ich den Gemeinderat bzw. den Bürgermeister 

die Änderung der Bebauungsplankennwerte nicht statt zu geben und Herrn  

Hollaus aufzufordern sich an die geltenden Werten und Richtlinien zu halten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ing. Lechner Marco in Vertretung für die Familie Lechner“ 

 

Der Bürgermeister ersucht nun den anwesenden Antragsteller, sein Projekt dem 

Gemeinderat anhand der Planunterlagen zu erläutern. DI Thomas Hollaus als Ver-

treter des Antragstellers erklärt das Vorhaben auf Basis der an alle Mandatare ver-

teilten Entwurfsunterlagen. 

 

Eine erste Projektierung wurde bereits im Jahr 2016 erfolgt. Dabei ging es um ei-

nen geplanten Umbau des Bestands samt Geschäftsflächen im Erdgeschoss. 2018, 

also in der aktuellen Gemeinderatsperiode, ist mit der Gemeinde eine Einigung 

hinsichtlich des Lückenschlusses beim Gehsteig an der Dorfstraße (Abtretung) er-

folgt. Damals gab es eine Zusage des Bauausschusses, dass dieses Entgegenkom-

men im Zuge einer künftigen Bebauungsplanänderung für die gegenständliche Lie-

genschaft sicherlich durch den Gemeinderat entsprechend berücksichtigt werde. 

 

Ende 2019 wurde ein Vorentwurf mit Mietwohnungen erstellt und dem Bürger-

meister in einer neuerlichen Besprechung präsentiert. Daraufhin hat der Antrag-

steller mit allen betroffenen Anrainern gesprochen, im Zeitraum zwischen Mitte 

Februar und Anfang März 2020. Seitens der Nachbarn Familie Eberharter-Putz, 

Johanna Mair und Familie Hanser gebe es keine Einwände zum geplanten Vorha-

ben. Seitens der Familie Lechner wurde nach dem Gespräch die bereits verlesene 

Stellungnahme an die Gemeinde Uderns gerichtet. 

 

Das Grundstück ist als landwirtschaftliches Mischgebiet gewidmet. Gemäß gülti-

gem Bebauungsplan gilt für den Planungsbereich eine Baumassendichte Höchst 

von 3,0, wobei diese beriets durch den Bestand (3,10) überschritten werde, sodass 

selbst bei einer geringfügigen Änderung (z.B. Errichtung einer Dachgaupe) bereits 

eine Änderung des Bebauungsplans erforderlich sei. 

 

Die 19 Mietwohnungen (kein Eigentum) teilen sich auf in 6 Garcionerre bis 38 m², 6 

Kleinwohnungen bis 50 m², 5 Wohnungen bis 80 m² sowie 2 Wohnungen mit über 

100 m², wovon eine für den Eigengebrauch vorgesehen ist. Im derzeitigen Bestand 

sind bereits vier Wohneinheiten vorhanden, somit kämen 15 Einheiten dazu, davon 

viele im kleineren Segment. Der theoretisch zu bewältigende Zuwachs für die Infra-

struktur der Gemeinde durch Kinder bleibt überschaubar. 

 

In der Tiefgarage sollen 19 Stellplätze entstehen, sowie 7 weitere im Freien. Somit 

sind 26 Stellplätze vorgesehen, wobei laut gültiger Stellplatzverordnung der Ge-



meinde Uderns hier 25 erforderlich wären. Im Erdgeschoss sind 5 Wohnungen, im 

ersten und zweiten Obergeschoss jeweils 6 Wohnungen, und im rückversetzten 

Dachgeschoss 2 Wohnungen vorgesehen. Die neue Baumassendichte würde 4,68 

betragen, wobei die Satteldachkonstruktion allein bereits 240 m² Rauminhalt um-

fasst, und eine Flachdachausführung hier einen Wert von 4,46 bedeuten würde. 

 

Das Bestandsgebäude soll komplett abgebrochen werden. Die derzeitigen Grenzab-

stände zu allen direkten Anrainern verbessern sich im Vergleich zum Bestand. So 

beträgt der künftige Abstand zum Standlhof hin (Süden) 6,20 bis 6,80 m anstatt 

derzeit 0, im Westen zur Familie Lechner 5,65 bis 6,89 m statt bisher 0,50 m, und 

im Norden zu Johanna Mair hin 5,75 m statt bislang 2,50 m. Es würde somit keine 

maximale Ausreizung der Mindestabstände zu den Nachbarn hin erfolgen. 

 

Das rückversetzte Dachgeschoss würde für den Betrachter künftig weniger ins Ge-

wicht fallen. Im Vergleich dazu ergäbe sich durch eine massivere Bebauung bei 

Ausnützung der Mindestabstände von 4,0 m rundum bzw. 5,0 m zur Gemeindestra-

ße hin eine Kubatur, welche gleich, wenn nicht sogar etwas größer ausfallen würde 

als jene des geplanten Vorhabens, und dies gilt auch für die Baumassendichte. 

 

Der Antragsteller verweist auf das öffentliche Interesse, welches durch die Schaf-

fung von Mietwohnungen sowie von Mitarbeiterwohnungen gegeben sei. Es werden 

auch die Höhen und Baumassen von Vergleichsobjekten in der direkten Umgebung 

herangezogen. Für die attraktive Variante mit dem Satteldach ist jedenfalls eine 

etwas höhere Baumassendichte erforderlich. 

 

Als Terminplan erklärt DI Thomas Hollaus, dass man das Behördenverfahren ger-

ne über Jahr 2020 abwickeln möchte, damit ein Baustart mit dem Abbruch evtl. im 

Winter 2020/21 erfolgen könnte. Bgm. Ing. Josef Bucher dankt für die Projektvor-

stellung und gibt nun den anwesenden Anrainern Gelegenheit, sich persönlich zu 

Wort zu melden. 

 

Marco Lechner spricht an, dass es eben einen Unterschied mache, wenn ein Gebäu-

de um ein Geschoss höher errichtet werde. Wenn die Wohnungen für teils für die 

Arbeitskräfte des Antragsstellers genutzt würden, dann sähe er kein öffentliches 

Interesse bzw. auch keinen Mehrwert für die Bevölkerung. Es liege auf der Hand, 

dass seitens des Hotel Standlhof keine Einwände zu erwarten seien, da man künftig 

wohl ebenso eine höhere Baumasssendichte für eigene Vorhaben anstreben würde. 

Die Einwände seien nichts Persönliches, aber er finde, dass eine Erhöhung in die-

sem Ausmaß eben keine positive Beispielwirkung für künftige Vorhaben in der Ge-

meinde habe. 

 

Nun gibt Bgm. Ing. Josef Bucher den Gemeinderäten die Möglichkeit für ihre Stel-

lungnahmen zum Vorhaben, sowie auch zum eingelangten Anbringen der Anrainer-

familie Lechner dazu. 

 

Im Gemeinderat wird die vorgenommene Stellplatzberechnung diskutiert. Die er-

rechneten Stellplätze ergeben sich auf der Gesamtzahl, reduziert auf 85 %, gemäß 

den Vorgaben aus der Höchstzahlenverordnung des Landes Tirol. Somit wären für 

das geplante Vorhaben insgesamt 24 Stellplätze erforderlich, vorgesehen sind 25. 



GR Simon Flörl erkundigt sich, was die Gemeindevorstände auf Basis der Vorbera-

tung zum Vorhaben sagen. Vbgm. Benno Fankhauser erklärt, er finde das Vorha-

ben in Ordnung, wenngleich die Höhe natürlich ein Beanstandungspunkt für die 

Anrainer sein kann. Die Abstände zu den umliegenden Grundstücken sind beim 

Bestandsobjekt geringer bzw. nicht vorhanden, sodass sich durch das neue Projekt 

hier jedenfalls eine Verbesserung ergebe. Die Planung und Optik hält er für sehr 

gelungen. 

 

GV Manfred Eberharter spricht zum vorgenommenen Vergleich des geplanten Bau-

vorhabens mit dem nebenan bestehenden Standlhof an, dass dieser ohnehin etwas 

höher liege als das geplante Projekt. Dies sei bei der Gegenüberstellung des höchs-

ten Gebäudepunktes auch zu berücksichtigen. GV Andreas Daigl empfindet die ge-

plante Höhe des Objektes an der Dorfstraße sowie angesichts anderer bestehender 

Gebäude als verträglich. 

 

Antragsteller Friedrich Hollaus bringt nochmals ein, dass der Baukörper kompakt 

sei und sich die Abstände zu den umliegenden Grundstücken vergrößern. Das Ge-

bäude rückt mehr in die Mitte des Grundstückes. DI Thomas Hollaus verweist da-

rauf, dass dieselbe Baumassendichte zusammenkäme, wenn man für das Vorhaben 

nur die Mindestabstände einhalte und dafür ein Geschoss weniger ausführe. Dies 

sei aber für die Nachbarn keinesfalls ein Vorteil, und auch optisch gewiss nicht an-

sprechender für das Ortsbild. 

 

GR Marco Giehl verweist darauf, dass das Land Tirol im Sinne der Raumordnung 

und der bodensparenden Bebauung Vorgaben mache, welche sowohl in Richtung 

der Erhöhung von Baumassendichten als auch auf die Bereitstellung von Wohn-

raum abziele. Diesen beiden Grundsätzen werde hier jedenfalls entsprochen. Wenn 

schon eine bauliche Verwertung des Grundstücks angestrebt werde, so sollte we-

nigstens etwas Ordentliches daraus gemacht und die Fläche genutzt werden. 

 

Die Anrainerfamilie Lechner hat Bedenken, dass hier eine Genehmigung der Be-

bauungsplanänderung für zukünftige Vorhaben im umliegenden Bereich rich-

tungsweisend sein könnte, vor allem für die derzeitige Liegenschaft des Hotel 

Standlhof direkt südlich von ihnen. Dies wäre für ihr Grundstück, welches rein zu 

Wohnzwecken verwendet werde, keinesfalls wünschenswert bzw. förderlich. 

 

Bgm. Josef Bucher erklärt, dass er das Anliegen der Anrainer sehr gut verstehe und 

ihnen der Gemeinderat Gehör schenke in der Beratung und Entscheidungsfindung. 

Es seien aber viele Faktoren zu berücksichtigen. GR Christian Pungg fürchtet die 

künftige Entwicklung, wenn man auch hier einer entsprechenden Erhöhung der 

Baumassendichte zustimmen würde. 

 

Der Bürgermeister erklärt, dass der Gemeinderat bei Antragstellungen zur Ände-

rung des Bebauungsplans immer im Einzelfall zu entscheiden habe. Hier sei stets 

zu berücksichtigen, um welche Art der Bebauung es sich handle, wo das Grund-

stück liege, welche Objekte sich in der Umgebung befinden etc. Jedenfalls ist es 

wichtig, dass der Gemeinderat diese Steuerungsmöglichkeit habe. Es sei nachvoll-

ziehbar, dass Gebäude in einer peripheren Lage eine geringere Baumassendichte 

haben sollen als jene im Zentrum, wie eben bei diesem Vorhaben. Ansonsten laufe 



man Gefahr, dass Bauvorhaben umgesetzt würden, ohne dass der Gemeinderat ir-

gendein Mitspracherecht hätte. Bgm. Ing. Josef Bucher appelliert an deshalb an die 

Mandatare als mündige Volksvertreter, in jedem einzelnen Fall das Pro und Contra 

abzuwägen und sich nicht gleich von einer Kennzahl wie der Baumassendichte ab-

schrecken zu lassen. 

 

GV Andreas Rainer stellt fest, dass aus seiner Sicht das oberste Geschoss zu viel 

sowie die angestrebte Baumassendichte zu hoch seien. Für einen reinen Wohnbau 

sei dies nicht akzeptabel, bei einer Mischform, z.B. kombiniert mit einer touristi-

schen oder gewerblichen Nutzung, sei dies etwas anderes. Hinsichtlich der Dach-

form könne man aber mit dem Bauwerber verhandeln, da das Satteldach sicherlich 

ansprechender ist als ein flaches, und hier eine angepasste Anhebung der Baumas-

sendichte das nötige Mittel zum Zweck sei. 

 

Im Gemeinderat wird generell über die bestehenden Richtlinien im Bebauungsplan 

diskutiert, über die festgelegten Höhen und Dichten, sowie darüber, dass man bei 

Satteldachausführungen natürlich höhere Baumassendichten erlauben sollte, auf-

grund der schöneren Optik. 

 

Antragsteller Friedrich Hollaus möchte eine der obersten Wohnungen zur Privat-

verwendung an seine Tochter Lisa übergeben und einige der anderen Wohnungen 

für seine Mitarbeiter in der Baufirma nutzen. Er nehme hier viel Geld in die Hand, 

um aus seinem früheren Elternhaus nun etwas Zeitgemäßes und Schönes zu ma-

chen. 

 

GV Manfred Eberharter ist bewusst, dass an eine Projektverwirklichung ohne Än-

derung des Bebauungsplans hier nicht zu denken und er nicht grundsätzlich dage-

gen sei. Er hält es trotzdem für erforderlich, das Vorhaben um das oberste Geschoss 

zu reduzieren. Vbgm. Benno Fankhauser spricht dazu nochmals an, dass das ge-

plante Objekt zwar wesentlich höher sei, sich die Abstände zu den Nachbarn hin 

aber im Vergleich zum Bestand wesentlich verbessern. 

 

Nach Beratung spricht sich der Gemeinderat grundsätzlich positiv zum gegenständ-

lichen Bauvorhaben des Herrn Friedrich Hollaus auf der Gp. .238 aus. Weiters wird 

die nötige Änderung des Bebauungsplanes mit 4 oberirdischen Geschossen und ei-

ner neuen Baumassendichte von 4,68 ebenso befürwortet, wobei hierfür nach Aus-

arbeitung der Unterlagen durch den Raumplaner noch die eigene Beschlussfassung 

zu erfolgen hat. 

 

7 Jastimmen, 6 Gegenstimmen. 

 

Punkt 7 der Tagesordnung: Änderung des Bebauungsplanes für die Gp. 1434/1, 

1436 und .271, KG Uderns, für das geplante Bau-

vorhaben Herta Resinger 

 

Frau Herta Resinger plant oberhalb der ostseitigen Garagen bei der Wohnanlage 

auf Gp. 1434/1 den Anbau eines zusätzlichen Wohnraums. Dafür hat sie die schrift-

liche Zustimmung sämtlicher Miteigentümer bereits eingeholt und der Gemeinde 

Uderns die Entwurfsunterlagen übermittelt. 



Damit das geplante Vorhaben umgesetzt werden kann, ist eine Änderung des Be-

bauungsplanes nötig, da die aktuelle Baumassendichte Höchst geringfügig über-

schritten wird, und weil für das betreffende Grundstück sowie das Nachbargrund-

stück Gp. 1436 mit der Bp. .271 aufgrund der Abstandsunterschreitung eine geson-

derte Festlegung (Höhe x 0,4) erforderlich ist. Die Grundeigentümer wurden über 

diese nötige Maßnahme verständigt und haben keinen Einwand diesbezüglich. Die 

Stellungnahme des Raumplaners dazu lautet wie folgt: 

 

„Über Antrag von Frau Herta Resinger, Gartnerweg 4 Top 6, 6271 Uderns, soll die 

bestehende Garage im Osten des Gst. 1434/1 im Anschluss an das Top 6 um einen 

weiteren Wohnraum erweitert werden. Geplant ist es, hierfür die Garage aufzusto-

cken. Da durch diese Baumaßnahme jedoch der erforderliche Grenzabstand gem. 

TBO zum südostseitigen Gst. 1436 nicht eingehalten wird, wird auch dieses Grund-

stück incl. der Bp. .271 - Herr Markus Hauser, Franz-Wildauer-Weg 5/2, 6271 U-

derns - in den Planungsbereich aufgenommen. 

 

Gemäß TROG 2016 ist für den o.a. Planungsbereich der rechtskräftige Bebauungs-

plan der Gemeinde Uderns zu ändern. 

 

Grundlage für die Erstellung der Planung ist die digitale Katastralmappe der Ge-

meinde Uderns sowie der rechtskräftige Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde 

Uderns. Weiters liegt diesem Bebauungsplan für das Gst. 1434/1 die Planurkunde 

GZl. 1883/98 vom Vermessungsbüro Dipl.-Ing. Ebenbichler und der Einreichplan 

„Neubau einer Wohnanlage UDERNS 18 mit 5 Wohnungen und einem Reihenhaus 

auf Gp. 1434/1“ von der Fa. Wohnbau Schultz GesmbH vor. Zudem wurden von der 

Antragstellerin Pläne zur geplanten Aufstockung „Zu- und Umbau am bestehenden 

Wohnhaus“ sowie auch der Lageplan GZl. 1483/2018 vom Vermessungsbüro Ziller-

tal zur Verfügung gestellt. 

 

Auch liegen diesem Bebauungsplan für das Gst. 1436 und der Bp. .271 der Lage-

plan (vom November 1960) und die Einreichpläne (von 1961) sowie auch die Pläne 

des Garagenanbaus (von 1987) vor. 

 

Weiters ist anzumerken, dass das Bestandsgebäude des Gst. 1434/1 gem. der Pla-

nurkunde GZl. 1883/98 bzw. des Lageplanes GZl. 1483/2018 im vorliegenden Plan 

eingetragen wurde. Auch wurde das Gebäude auf dem Gst. 1436 entsprechend der 

vorliegenden Pläne eingetragen. Der geplante Zubau auf dem Gst. 1434/1 wurde 

grau eingetragen, hingegen wurde das in der DKM der Gemeinde Uderns eingetra-

gene Gebäude strichliert dargestellt. 

 

BEBAUUNGSPLAN GEM. § 56 Abs. 1 TROG 2016 

 

Die unterschiedlichen Bebauungsfestlegungen werden im vorliegenden Bebauungs-

plan durch die Abgrenzung verschiedener Geltungsbereiche innerhalb des Pla-
nungsbereiches sichtlich gemacht. 

 

Gem. § 56 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauplatzgröße im Höchst-

wert anzugeben. Die Bauplatzgröße Höchst wurde für den das Gst. 1434/1 mit ma-

ximal 964 m² festgelegt und entspricht der DKM der Gemeinde Uderns. Für das 



Gst. 1436 (Ausmaß ca. 456 m²) und der Bp. .271 (Ausmaß ca. 124 m²) wurde die 

Bauplatzgröße entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan BP/71/16 mit 

maximal 750 m² angegeben und dieses Ausmaß wird jedenfalls eingehalten. 

 

Gem. § 58 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Straßenfluchtlinie festzule-

gen. Die Straßenfluchtlinie wurde für den Planungsbereich - entsprechend dem Be-

bauungsplan BP/71/16 - jeweils entlang der straßenseitigen Grundgrenzen der Ver-

kehrswege Gst. 1425/11 und 1440 im Südosten des Gst. 1436 sowie entlang der 

straßenseitigen Grundgrenzen der Wegparzelle Gst. 1434/13 im Norden des Gst. 

1434/1 eingetragen. Dies entspricht damit dem Straßenprofil „Typ C“, also einer 

Breite von 6,0 m. 

 

Gem. § 59 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan eine Baufluchtlinie festzulegen. 

Die Baufluchtlinie wurde für den Planungsbereich im Abstand von 5,0 m von den 

jeweiligen Straßenfluchtlinien, welche den straßenseitigen Grundgrenzen entspre-

chen, eingetragen und auch dies entspricht dem Bebauungsplan BP/71/16 der Ge-

meinde Uderns. 

 

Gem. § 60 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauweise festzulegen, wo-

bei diese für den Planungsbereich als offene Bauweise bestimmt wird. Laut Tiroler 

Bauordnung gilt im Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet eine Wandhö-

he mal 0,6 für die Berechnung der Abstände gegenüber den Grenzen des Bauplatzes 

zu den angrenzenden Grundstücken. Da jedoch aufgrund der geplanten Aufsto-

ckung der Garage im Osten des Gst. 1434/1 dieser erforderliche Mindestabstand 

nicht eingehalten wird, wird für den Planungsbereich, also auch für das Gst. 1436 

und die Bp. .271 der reduzierte Abstand mit einer Wandhöhe mal 0,4 festgelegt. Ein 

Abstand von 3,0 m ist aber jedenfalls einzuhalten, sofern nicht ein anderer Abstand 

festgelegt ist. 

 

Gem. § 61 Abs. 2 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Baumassendichte im 

Höchstmaß festzulegen. Die Baumassendichte Höchst wurde für das Gst. 1434/1 

aufgrund der vorliegenden Unterlagen mit maximal 2,60 festgelegt. Für das Gst. 

1436 wurde die Baumassendichte Höchst entsprechend dem Bebauungsplan 

BP/71/16 mit maximal 2,50 eingetragen und dieser Wert wird vom Bestandsgebäu-

de eingehalten. 

 

Gem. § 61 Abs. 4 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bebauungsdichte Mindest 

auszuweisen. Diese wurde für den ausgewiesenen Planungsbereich mit 0,15 festge-

legt. Dieses Maß ist in der Gemeinde Uderns als ortsüblich anzusehen und ent-

spricht den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Gem. § 62 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan der Gebäudepunkt Höchst fest-

zulegen. Der Gebäudepunkt Höchst wurde für das Gst. 1436 mit maximal 555,50 m 

über Adria ermittelt. Für das Gst. 1434/1 wurde der Gebäudepunkt Höchst mit ma-

ximal 556,50 m über Adria, bezogen auf ±0,00 = 546,20 m über Adria, festgelegt. 

Für den Bereich der geplanten Aufstockung wurde der Gebäudepunkt Höchst mit 

maximal 552,00 m über Adria fixiert. 

 



Die unterschiedlichen Festlegungen des Gebäudepunktes Höchst für das Gst. 

1434/1 wurden im vorliegenden Bebauungsplan durch die Abgrenzung unterschied-
licher nur teilräumlich gültiger Bauhöhenfestlegungen dargestellt. 

 

Gem. § 62 Abs. 4 TROG 2016 wird die Bauhöhe mit der Anzahl der oberirdischen 

Geschosse definiert. Für den Planungsbereich wurde die Anzahl der oberirdischen 

Geschosse mit maximal drei oberirdischen Geschossen bestimmt und entspricht 

damit den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass die bestehende Garage im Osten des Gst. 

1434/1 aufgestockt werden soll. Da der erforderliche Grenzabstand gem. TBO 2018 

zum Gst. 1436 nicht eingehalten wird, wird auch dieses Grundstück incl. der Bp. 

.271 - Herr Markus Hauser, Franz-Wildauer-Weg 5/2, 6271 Uderns - in den Pla-

nungsbereich aufgenommen. 

 

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind bereits durch den Be-

stand sichergestellt. Die verkehrsmäßige Erschließung des Gst. 1434/1 ist über den 

Verkehrsweg Gst. 1434/13 und die Erschließung des Gst. 1436 über die Wege Gst. 

1425/11 und 1440 gegeben. Die Straßenfluchtlinie wurde entsprechend dem Bebau-

ungsplan BP/71/16 entlang der straßenseitigen Grundgrenzen dieser Wegparzellen 

Gst. 1434/13, 1425/11 und 1440 eingetragen und dies entspricht dem Straßenprofil 

„Typ C“, also einer Breite von 6,0 m. 

 

Die Baufluchtlinien wurden für den Planungsbereich im Abstand von 5,0 m von den 

jeweiligen Straßenfluchtlinien, welche den straßenseitigen Grundgrenzen entspre-

chen, eingetragen. Die unterschiedlichen Bebauungsfestlegungen werden im vorlie-

genden Bebauungsplan durch die Abgrenzung verschiedener Geltungsbereiche in-
nerhalb des Planungsbereiches sichtlich gemacht. 

 

Die Bauplatzgröße Höchst wurde für das Gst. 1434/1 entsprechend der DKM der 

Gemeinde Uderns mit maximal 964 m² festgelegt. Für das Gst. 1436 und die Bp. 

.271 wurde die Bauplatzgröße Höchst mit maximal 750 m² eingetragen. Dieses 

Ausmaß entspricht dem Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns und wird 

jedenfalls eingehalten. 

 

Für den Planungsbereich wurde die offene Bauweise mit reduzierten Abständen -

Wandhöhe mal 0,4 gemäß TBO - festgelegt, da ansonsten der erforderliche Min-

destabstand durch die geplante Aufstockung auf dem Gst. 1434/1 zum Gst. 1436 

nicht eingehalten wird. Gleiches gilt dann aber auch für das Gst. 1436 und die Bp. 

.271 zum Gst. 1434/1. 

 

Der Gebäudepunkt Höchst wurde für das Gst. 1436 mit maximal 555,50 m über Ad-

ria festgelegt. Für das Gst. 1434/1 wurde der Gebäudepunkt Höchst mit maximal 

556,50 m über Adria, bezogen auf ±0,00 = 546,20 m über Adria, bestimmt. Für den 

Bereich der geplanten Aufstockung wurde der Gebäudepunkt Höchst mit maximal 

552,00 m über Adria fixiert 

 



Die unterschiedlichen Festlegungen des Gebäudepunktes Höchst für das Gst. 

1434/1 wurden im vorliegenden Bebauungsplan durch die Abgrenzung unterschied-
licher nur teilräumlich gültiger Bauhöhenfestlegungen dargestellt. 

Weiters wurde für den Planungsbereich 

 

- die Bebauungsdichte Mindest mit 0,15 und 

- die Anzahl der oberirdischen Geschosse mit maximal drei Geschossen 

 

entsprechend dem Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns übernommen 

und festgelegt.“ 

 

Der Bürgermeister verweist darauf, dass es sich um ein durchaus verträgliches 

Vorhaben handle, und der östliche Anrainer erfahre durch die Mitberücksichtigung 

derselben Baugrenzlinie auf seiner Seite der Grundstücksgrenze keinen Nachteil. 

Aus seiner Sicht könne dem Ansuchen also zugestimmt werden. Er gibt den Ge-

meinderäten die Gelegenheit zur Stellungnahme dazu. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 - TROG 2016, LGBl. Nr. 

101, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten Entwurf über die 

Änderung des Bebauungsplanes vom 07.05.2020, Zahl BP/88/20, durch vier Wochen 

hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung 

des gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtig-

ten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 8 der Tagesordnung: Auftragsvergabe Spielplatzerneuerungen Kinder-

garten und Festhalle 

 

Der Gemeinderat hat im heurigen Budget finanzielle Mittel für die Neuausstattung 

der Kinderspielplätze beim Uderner Kindergarten sowie bei der Festhalle berück-

sichtigt. Dazu wurden nach Durchführung von Lokalaugenscheinen mit mehreren 

Firmenvertretern entsprechende Angebote angefordert, welche durch den Gemein-

devorstand im Vorfeld dieser Sitzung gesichtet und verglichen wurden, um dem 

Gemeinderat heute einen Vergabevorschlag für die Beschlussfassung unterbreiten 

zu können. Denn wenn die Auftragsvergabe noch im Frühjahr erfolgt, können die 

erneuerten Spielplätze auf die Herbstsaison hin jedenfalls zur Nutzung zur Verfü-

gung stehen. 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher hat seitens der Gemeinde Uderns auch einen Antrag an die 

Erste Ferienregion gestellt, zwecks Kostenbeteiligung an der Erneuerung des 

Spielplatzes bei der Festhalle. Dieser wird nicht nur durch die einheimische Bevöl-

kerung, sondern auch durch viele Gäste benutzt, und stellt somit eine touristisch 



wertvolle Einrichtung dar. Mit Schreiben vom 5. März hat Geschäftsführer Manfred 

Pfister die erfreuliche Mitteilung gemacht, dass der Vorstand in seiner letzten Sit-

zung einen Zuschuss von 5.000,- EUR dafür beschlossen hat. Dieser wird nach Vor-

liegen der Abrechnung an die Gemeinde Uderns überwiesen. Der Ferienregion wur-

de dafür seitens des Bürgermeisters herzlich gedankt. 

 

Folgende Firmen haben ihre Angebote an die Gemeinde Uderns übermitteln: Fritz 

Friedrich GesmbH, AGROPAC GmbH & Co KG, Eibe Produktion + Vertrieb GmbH, 

sowie die Fa. Wehrfritz. 

 

In die engere Auswahl aufgrund des Gestaltungsvorschlags und des Preises sind 

nach Vergleich der Angebote die Firmen Eibe sowie Fritz Friedrich gekommen. Die 

Gestaltung der Fa. Eibe würde dabei durch den Gemeindevorstand bevorzugt, da 

beim Spielplatz im Bereich Festhalle das große Spielgerät der älteren von jenem 

der jüngeren Kinder getrennt ausgeführt wurde. Dieser Aspekt sowie der günstige-

re Preis haben den Gemeindevorstand veranlasst, deshalb die Fa. Eibe für die Auf-

tragsvergabe vorzuschlagen. Für die Beratung im Gemeinderat wurden aber die 

Darstellungen beider Angebote ins Handout aufgenommen. Der Bürgermeister gibt 

den Mandataren die Möglichkeit zur Stellungnahme dazu. 

 

GV Manfred Eberharter verweist darauf, dass die beiden Firmen in der engeren 

Auswahl ihren Sitz in Österreich haben. Bgm. Ing. Josef Bucher erklärt, dass man 

mit den neuen Spielgeräten dann wieder zeitgemäß aufgestellt sei und die Möglich-

keiten jedenfalls vielseitiger seien als bisher. 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat, den Auftrag für die Erneuerung der 

Spielplätze beim Kindergarten sowie bei der Festhalle Uderns an die Eibe Produk-

tion und Vertrieb GmbH zu vergeben, sofern sich das Angebot als das Beste heraus-

stellt. Angesichts der aktuellen Krisenlage soll jedenfalls bezüglich eines Nachlas-

ses/Skontos angefragt werden. Alle anbietenden Bewerber werden über die Ent-

scheidung per E-Mail informiert. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 9 der Tagesordnung: Änderung der Uderner Kindergartenordnung 

 

Aufgrund der geringen Auslastung bzw. Inanspruchnahme der Nachmittagsbetreu-

ung im Uderner Gemeindekindergarten und angesichts dessen, dass dafür aber 

dennoch entsprechendes Personal vorzuhalten ist, hat sich der Bürgermeister über-

legt, diese zusätzliche Betreuung künftig für einen Rahmen von bis zu 20 Kindern 

(max. Gruppengröße) kostenlos anzubieten, für die gemeldeten Kinder jeglichen 

Alters (3 bis 5 Jahre), wobei die Nachmittagsbetreuung nur in Anspruch genommen 

werden kann, wenn auch der jeweilige Vormittag besucht wird. 

 

Gleichzeitig soll der Selbstbehalt für den Mittagstisch von 5 auf künftig 4 Euro ge-

senkt werden. Damit wäre einerseits den Familien mit Bedarf geholfen, und ande-

rerseits käme es zu keinen Minusstunden beim Kindergartenpersonal aufgrund von 

Schließnachmittagen, wenn keine Kinder zu betreuen sind. Bgm. Ing. Josef Bucher 

erklärt dazu, dass die bislang angefallenen Minderstunden aber jedenfalls mit der 



Sommerferienbetreuung gegengerechnet werden, sodass diese wieder auf null ge-

stellt werden. 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher stellt diese vorgeschlagene Adaptierung der Uderner Kin-

dergartenordnung nun zur Diskussion zwecks Beschlussfassung, damit eine Um-

setzung bereits im kommenden Kindergartenjahr möglich ist. Dies könnte vorerst 

für ein Probejahr erfolgen, damit man bei einer erfolgreichen Entwicklung die unbe-

fristete Verlängerung festlegen könnte. 

 

GR Verena Laimböck gibt zu bedenken, dass der Andrang bei einer kostenlosen 

Nachmittagsbetreuung evtl. zu groß werden könnte und man deshalb zumindest 

einen kleinen Betrag verlangen sollte. Der Bürgermeister kann auch dieser Varian-

te etwas abgewinnen und schlägt vor, dass man es für ein Jahr probiert. Danach 

wisse man, ob sich die Auslastung durch die Maßnahme wirklich spürbar verbes-

sern lässt. 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich, wie es nach einem Probejahr dann weiter-

gehen solle, falls sich die Auslastung der Nachmittagsbetreuung im Kindergarten 

doch nicht spürbar verbessere. Bgm. Ing. Josef Bucher erklärt dazu, dass man bis 

zum Beginn der Sommerferienzeit 2021 jedenfalls die Zahlen auf dem Tisch haben 

würde und dann im Gemeinderat zu entscheiden habe, ob das neue System auf un-

bestimmte Zeit weitergeführt werde, oder ob man sich generell Gedanken über den 

effizienteren Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtungen (Zusammenlegungen, al-

terserweiterte Betreuungsformen etc.) Gedanken machen müsse. Sollten die Kosten 

nicht maßgeblich sein und tatsächlich zu wenig Bedarf gegeben sein, so werde die-

ser Weg einzuschlagen sein. 

 

Der Bürgermeister verweist darauf, dass man beim Beschluss für die damalige 

Ganztages- und Ganzjahreserweiterung im Gemeinderat froh war über die Zusagen 

der Stundenaufstockungen beim Bestandspersonal. Der Kinderbetreuungsbedarf 

werde in allen drei Einrichtungen über die Jahre sicherlich noch steigen. Deshalb 

sei dies wohl nicht der richtige Zeitpunkt für eine neuerliche Umstrukturierung. 

Das Personal soll dem Beschäftigungsausmaß entsprechend jedenfalls ausgelastet 

sein, und ein Abbau von Betreuungsangeboten wäre sicherlich das falsche Signal. 

 

Vbgm. Benno Fankhauser hält es auf jeden Fall für sinnvoll, unabhängig von der 

heutigen Beschlussfassung Erkundigungen bei anderen Einrichtungen einzuholen, 

wie die alterserweiterten Betreuungsmodelle angenommen werden, und welche 

Modalitäten (unterschiedliche Räume, Einrichtung, pädagogisches Konzept, Aus-

bildung des Personals etc.) daran geknüpft sind Der Bürgermeister gibt zu beden-

ken, dass es klare Vorgaben seitens des Landes Tirol gebe und man nach entspre-

chenden Bedarfserhebungen das notwendige Personal inkl. des erforderlichen 

Stundenausmaßes vorzuhalten habe. Dies wird alles über eine eigene Anwendung 

im Portal Tirol digital erfasst, und man könne nicht aufs gerade Wohl Strukturen 

zusammenlegen. Er werde aber veranlassen, dass Informationen darüber eingeholt 

werden, damit diese im Laufe des Jahres dem Gemeinderat präsentiert werden 

können. 

 



GV Manfred Eberharter erkundigt sich nach den derzeitigen Kostenbeiträgen der 

Erziehungsberechtigten für die Nachmittagsbetreuung im Kindergarten. Diese lie-

gen aktuell bei 4,- Euro pro Kind und Nachmittag. Eine Reduktion des bisherigen 

Tarifs auf 3,- Euro würde aus seiner Sicht ausreichen, um das Angebot attraktiv zu 

machen, einhergehend mit der Preisreduzierung beim Mittagstisch. Er ist der Mei-

nung, dass etwas nichts wert ist, wenn es nichts kosten. Der Bürgermeister sagt 

dazu, dass er diesem Vorschlag auch etwas abgewinnen könne, da in der Kombina-

tion dann eine Entlastung von 2,- EUR pro Kind und Tag gegeben sei und die Tarife 

auch bisher im Vergleich zu anderen Einrichtungen nicht übertrieben hoch waren. 

 

Es wird darüber gesprochen, dass es sicherlich schwierig wäre, später wieder 

Selbstkosten einzuheben, wenn die Nachmittagsbetreuung einmal gratis war. Die 

Variante mit dem Mittagstisch um 4,- EUR und der Nachmittagsbetreuung um 3,- 

EUR wird deshalb bevorzugt. 

 

Nach Beratung stimmt der Gemeinderat der von Bürgermeister Ing. Josef Bucher 

vorgeschlagenen Änderung der Uderner Kindergartenordnung zu. Somit gibt es ab 

01.09.2020 eine Nachmittagsbetreuung um 3,- EUR zu den festgelegten Bedingun-

gen sowie einen günstigeren Mittagstisch um 4,- EUR pro Mahlzeit, vorerst für das 

Kindergartenjahr 2020/21. Sofern der Gemeinderat eine positive Entwicklung bei 

der Annahme der Nachmittagsbetreuung und des Mittagstisches feststellt, verlän-

gert sich diese Festlegung automatisch auf unbestimmte Zeit bzw. bis zu einer neu-

erlichen Abänderung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Die Kindergartenleitung wird sogleich über diese Neuerungen informiert, zwecks 

Kommunikation gegenüber den Erziehungsberechtigten. Die Buchhaltung berück-

sichtigt dies bei den künftigen Vorschreibungen. 

 

Punkt 10 der Tagesordnung: Grundsatzbeschluss zum Bauvorhaben auf Gp. 124 

(vereinigt mit der Gp. 1611/2), KG Uderns, Giehl & 

Krassnitzer GmbH, und Änderung des Bebauungs-

planes dafür sowie für die Gp. 128/1, KG Uderns, 

Martin Soier 

 

Bei diesem Tagesordnungspunkt wird GR Marco Giehl durch Ersatzgemeinderat 

Thomas Hollaus vertreten, da er selbst in dieser Angelegenheit als Vertreter des 

Antragstellers fungiert. 

 

Wie den meisten seit einiger Zeit bekannt sein dürfte, wird das Hotel und Restau-

rant Erzherzog Johann in der bestehenden Form über das Jahr 2020 hinaus nicht 

mehr weiter existieren. Wie der Gemeinde Uderns durch Eigentümer Martin Soier 

sowie die Giehl & Krassnitzer GmbH mitgeteilt wurde, wird der Betrieb voraus-

sichtlich im Laufe des Jahres 2020 seine Pforten schließen. 

 

Das mutmaßliche Ende dieses Traditionshauses war bereits über die letzten Mona-

te hinweg in vielen Runden Gesprächsthema, wobei der Gerüchteküche wie so oft 

keine Grenzen gesetzt waren. Nun ist es der Vertretung der Bauträgergesellschaft 



Giehl & Krassnitzer GmbH, welche eine Kaufoption für die Liegenschaft innehat, 

ein Anliegen, dem Gemeinderat die geplanten Vorhaben für die betreffenden 

Grundstücke im Detail vorzustellen. 

 

a) Grundsatzbeschluss zum Bauvorhaben auf Gp. 124 (vereinigt 

mit der Gp. 1611/2), KG Uderns, Giehl & Krassnitzer GmbH: 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher erklärt dazu, dass es seitens des Bauträgers zwischenzeit-

lich bereits mehrere Gespräche mit der Gemeindeführung gegeben habe und er sich 

als Bürgermeister im höchsten Interesse der Gemeinde und der Öffentlichkeit mit 

Nachdruck dafür eingesetzt habe, dass ein allfälliges Projekt jedenfalls in Verbin-

dung mit begründetem öffentlichen Interesse auszugestalten sei. Sprich, es dürfe 

keine reine Wohnanlage errichtet werden, sondern es müssen auch Räumlichkeiten 

vorgesehen werden, welche der Gemeinde bzw. den Bürgerinnen und Bürgern zu 

Gute kommen. 

 

Darauf basierend hat sich eine sehr positive Diskussionsebene mit interessanten 

Vorschlägen entwickelt, und schlussendlich konnte nun gemeinsam ein Entwurf 

erarbeitet werden, welcher nun dem Gemeinderat zwecks Fassung eines Grund-

satzbeschlusses vorgestellt werden soll. Der Bürgermeister ersucht dazu Marco 

Giehl als Vertreter der Giehl & Krassnitzer GmbH um seine Ausführungen dazu. 

 

Marco Giehl als Vertreter des Projektwerbers berichtet, dass man in dieser Angele-

genheit von Anfang an das Einvernehmen mit Bgm. Ing. Josef Bucher gesucht ha-

be. Es gab bereits viele Überlegungen, wie man das Projekt gemeinsam angehen 

könnte, um auch öffentliches Interesse bestmöglich zu berücksichtigen. Schlussend-

lich kam dann die nun vorliegende Planung dabei heraus. 

 

Der anwesende Martin Soier, Inhaber des Hotel Erzherzog Johann, richtet sich an 

die Gemeinderäte. Er selbst hätte vor wenigen Jahren nie daran gedacht, dass sein 

Traditionsbetrieb einmal einer solchen Entwicklung unterworfen sein würde. Er 

habe bislang immer eine tadellose Zusammenarbeit mit der Giehl & Krassnitzer 

GmbH gehabt. Man habe sich früher bereits zusammengesetzt, um über anstehen-

de Sanierungs- bzw. Umbaumaßnahmen beim Hotel zu sprechen. Dabei wurde die 

Variante der Umstellung von einen Appartementbetrieb zur Sprache gebracht und 

die Kosten dafür errechnet. Eine solche Investition könne er aber für sich und seine 

Familie nicht verantworten, und man habe intern den Entschluss gefasst, sich nicht 

derart zu verschulden. 

 

Eine umfassende Sanierung in allen Bereichen wäre unumgänglich, und diese Be-

lastung für Generationen können sie nicht mehr auf sich nehmen. Sie möchten aber 

weiterhin eine Gastwirtsfamilie bleiben, deshalb wurde auch die Errichtung des 

neuen Restaurants am nördlichen Privatgrundstück, unter familiärer Führung, be-

reits bei der Gemeinde eingereicht. 

 

Aus der Sicht von Martin Soier sei das heute vorliegende Wohnbauprojekt der Giehl 

& Krassnitzer GmbH in Kombination mit den geplanten Geschäftsflächen im Erd-

geschoss und dem schönen Vorplatz eine tolle Chance für das Dorf und alle Ein-

wohner. Er ersucht, die persönlichen Beweggründe seiner Familie zu berücksichti-



gen und sowohl sein privates Vorhaben als auch jenes der Giehl & Krassnitzer 

GmbH im Gemeinderat zu befürworten, damit die Umsetzung zeitnah erfolgen 

kann. 

 

Marco Giehl erläutert die vorliegende Planung, welche die Gemeinderäte auch in 

ihrem Handout abgebildet finden. Er erklärt die Einteilung der geplanten Wohnun-

gen anhand der Grundrisse und Ansichten. Die Skizzen zeigen auch eine Gegen-

überstellung des Bestandsgebäudes mit den neu geplanten Objekten, inkl. der ent-

stehenden Höhenunterschiede. 

 

Beim Privathaus des Martin Soier im Bereich des früheren, nunmehr leerstehenden 

Schweinestalls, soll das neue Restaurant errichtet werden. Weiters berichtet Marco 

Giehl, dass in der geplanten Wohnanlage anstelle des Hotels Erzherzog Johann 

dorfstraßenseitig im Erdgeschoss Raum für ein neues Gemeindeamt sowie für eine 

weitere Arztpraxis eingeplant sei. In den Geschossen darüber entstünden pro Stock-

werk jeweils vier große Familienwohnungen, sowie mehrere kleinere Wohnungen. 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich nach den größten Wohnungen. Diese wür-

den laut Auskunft von Marco Giehl knapp über 90 m² groß sein. Für das neue Ge-

meindeamt wären für die MitarbeiterInnen vier Tiefgaragenplätze vorgesehen, so-

wie im Außenbereich vier Stellplätze direkt am neu entstehenden Dorfplatz und 

sechs weitere direkt nördlich entlang des neuen Gemeindeamts. Er erläutert die 

möglichen Finanzierungsmodelle für die Gemeinde sowie die sehr günstigen Kondi-

tionen, angesichts der dafür zur Verfügung stehenden Fläche. 

 

Für die Gemeinde gäbe es Alternativen zu einem rein käuflichen Erwerb, wie z.B. 

einen Tausch mit dem vorhandenen Doppelhausgrundstück im Bereich der Bloak-

nersiedlung (für eine Friedhofserweiterung nicht mehr benötigt). Mit Gegenver-

rechnung der zu erwartenden Erschließungsabgaben für das Vorhaben und einer 

entsprechenden Bedarfszuweisung durch das Land Tirol könnte die Gemeinde bei 

dieser Variante eine Nullsumme herauskommen, wobei die Gemeinde nachher eine 

Liegenschaft im Wert von umgerechnet ca. 1,25 Mio. Euro ihr Eigen nennen würde. 

 

Als Kosten für die Gemeinde Uderns kommen dann natürlich die anteilige Einrich-

tung des neuen Gemeindeamts inkl. der EDV-Ausstattung etc. dazu. Diesbezüglich 

sei aber ohnehin eine Modernisierung ins Auge zu fassen, und der Aufwand wäre 

angesichts des nachhaltigen Gesamtvorhabens mit Zukunftscharakter gering. 

 

Marco Giehl erklärt, dass bei einer Ablehnung des vorliegenden Bebauungsvor-

schlags (Höhe, Baumassendichte etc.) im Gemeinderat natürlich dennoch eine Ver-

wertung des Grundstückes erfolgen würde. Dann käme allerdings eine für den Bau-

träger kostengünstigere Ausführung zum Tragen, z.B. mit zwei Baukörpern, welche 

dem bestehenden Gebäude westlich des Gemeindehauses entsprechen, also mit 

Flachdächern und einer nötigen Erweiterung der Wohnungsanzahl pro Geschoss. 

 

Das aktuell vorgelegte Projekt würde aber einen attraktiven Ortskern schaffen, und 

weiters würde eine ausreichende Anzahl an KFZ-Stellplätzen in zentraler Lage ent-

stehen. Es bestehe zudem die Möglichkeit, dass Dorfarzt Dr. Zöhrer übersiedeln 

könnte in die Räumlichkeiten des derzeitigen Gemeindeamts. Weiters spricht Mar-



co Giehl von dem Vorhaben, einen weiteren Facharzt im neu geplanten Objekt an-

zusiedeln. Die Gespräche dazu gestalten sich nicht leicht, aber man werde alle He-

bel in Bewegung setzen. Die Räumlichkeiten selbst sind auf Risiko des Bauträgers 

ohnehin zu errichten und vorzufinanzieren. 

Ein großer Vorteil für die Uderner Bevölkerung sei auf jeden Fall, wie auch schon 

bei den vergangenen Projekten der Giehl & Krassnitzer GmbH im Dorf, die Bevor-

zugung von einheimischen Familien bei der Wohnungsvorgabe. Dafür gebe es genü-

gend Beispiele in den letzten Jahren, und dies wird auch vom Gemeinderat aner-

kennend zur Kenntnis genommen. 

 

Auch für die Umsetzung dieses großen Wohnbauvorhabens wurde seitens des An-

tragstellers eine Berechnung angestellt, wie sich der zu erwartende Bevölkerungs-

wachstum auf die Infrastruktur der Gemeinde, vor allem auf den Bereich der Kin-

derbetreuung, auswirken würde. Als Nachteile werden bei der Diskussion im Ge-

meinderat bei derlei Vorhaben meist die Höhe und die Notwendigkeit zur Erhöhung 

der max. zulässigen Baumassendichte gesehen. 

 

Zu besseren Veranschaulichung zeigt Marco Giehl das Projekt nochmals anhand es 

Plans. Die Unterlagen wurden auch allesamt zur Erstellung der vorliegenden Be-

gutachtung an den Raumplaner übermittelt. Auch das vorgesehene Restaurant im 

nördlichen Privathaus des Martin Soier sowie die dort geplanten Nutzungen (hin-

zukommende Appartements) werden erläutert. Weiters wird dem Gemeinderat die 

Gliederung der Baumassendichte, aufgeschlüsselt auf die Geschäftsflächen im Erd-

geschoss, die Wohnungen in den oberen Geschossen und die geplante Satteldach-

konstruktion zur Kenntnis gebracht. Die Wohnungen selbst machen dabei eine 

Baumassendichte von ca. 3,12 aus. Im Gemeinderat werden nochmals Vergleiche 

mit dem zuvor behandelten Vorhaben des Friedrich Hollaus angestellt, welches 

ebenso an der Dorfstraße errichtet werden soll. 

 

GR Kurt Schiestl möchte wissen, wann mit dem Projekt begonnen werden soll, und 

wie lange der Zeitraum wäre, in welchem sich einheimische Familien für eine Woh-

nung in dieser Anlage anmelden könnten. Marco Giehl sagt dazu, dass die Umset-

zung eines Vorhabens in dieser Größenordnung sicherlich etwa vier Jahre in An-

spruch nehmen würde, vom konkreten Planungsstart bis zur bezugsfähigen Fertig-

stellung. Somit bleibe genug Zeit für alle Personen und Familien mit Bedarf, sich 

hierfür zu bewerben. Außerdem wäre der Wohnungspreis bei der derzeitigen Pla-

nung besonders für Familien sehr günstig, und die meisten Einheiten bei diesem 

Vorhaben sollen mit Wohnbauförderung errichtet werden. 

 

Gemäß dem aktuellen Entwurf sind 112 KFZ-Stellplätze vorgesehen, ein großer 

Teil davon in der zu errichtenden Tiefgarage. Es wären dabei immer genügend Be-

sucherparkplätze vorhanden, da sich rund um das vordere Gebäude die Situierung 

zahlreiche Stellplätze anbiete. 

 

GR Verena Laimböck erkundigt sich hinsichtlich der Notwendigkeit, das Gemein-

deamt umzusiedeln, wo man doch erst vor sechs Jahren in die sanierten Räumlich-

keiten eingezogen sei. Marco Giehl und Bgm. Josef Bucher erklärten dazu, dass es 

für die Räume des derzeitigen Gemeindeamts mit Dr. Zöhrer eine adäquate Nach-

nutzung gebe und die damalige Sanierung des Gemeindehauses ohnehin erforder-



lich gewesen sei. Der Umzug von Obergeschoss ins Erdgeschoss (früheres Postge-

schäftslokal) sei erfolgt, weil man nicht in ein Gebäude aus den 40er-Jahren einen 

Personenaufzug einbauen wollte, aufgrund der geforderten Barrierefreiheit für 

Amtsräume. Somit war dies sicherlich die sinnvollere Option. 

 

Eine Erneuerung der EDV-Ausstattung stehe ebenso an wie die zeitgemäße Ein-

richtung der Amtsräumlichkeiten. Im neuen Gemeindeamt hätte man dann gut di-

mensionierte Räume zur Verfügung, sowie Archivräume auf derselben Ebene. Der-

zeit finde man im Gemeindeamt da und dort bereits beengte Verhältnisse vor, und 

im Hinblick auf die künftige Entwicklung der Gemeinde sei nun die Chance da, eine 

nachhaltige Investition zu tätigen. 

 

GR Verena Laimböck und GR Philipp Schweinberger fragen, wofür der neue Dorf-

platz genutzt werden solle. Hiezu sprechen viele Gemeinderäte an, dass die Schaf-

fung eines solchen Platzes in zentraler Lage für das soziale Leben sicherlich viele 

positive Effekte mit sich bringe und man hier im Vorfeld nicht unbedingt konkrete 

Nutzungen aufzählen könne, da sich vielfältige Möglichkeiten ergeben können. 

 

GV Manfred Eberharter merkt an, dass es im Gemeindehaus derzeit bereits einen 

Vereinssitzungssaal gebe. Diesbezüglich verweist Bgm. Ing. Josef Bucher darauf, 

dass Dr. Zöhrer diesen jedenfalls als Lager für seine Praxis benötigen würde. Mit 

geringfügigen Adaptierungen wären die bestehenden Räumlichkeiten aber laut ei-

gener Aussage des Dr. Zöhrer absolut in Ordnung und praktikabel für seinen Be-

trieb. Der momentane Gemeindesitzungssaal würde künftig für örtliche Vereine 

ohne eigenes Vereinslokal, sowie auch für andere Sitzungen und Besprechungen, 

z.B. bei größeren Verhandlungen, zur Verfügung stehen. Das Gemeindehaus bleibt 

selbstverständlich im Eigentum der Gemeinde Uderns, und auch die anderen Nut-

zungen (eingemietete Betriebe, Wohnung, Serverzentrale, diverse Lagerräume) 

bleiben aufrecht. 

 

Marco Giehl ergänzt, dass sich auch die Gehsteigsituation an der Dorfstraße durch 

das Vorhaben verbessern würde. Durch das Abrücken des Privathausteils von Mar-

tin Soier wird die Straße aufgeweitet, wodurch diese Engstelle künftig vor allem für 

Fußgänger sicherer werden sollte. Außerdem würde auch aus dem Grundstück der 

künftigen Wohnanlage ein Grundteil für den Gehsteig zur Verfügung gestellt. 

 

Vbgm. Benno Fankhauser erkennt im vorliegenden Projekt auf jeden Fall einen 

deutlichen Mehrwert für die Gemeinde. Auch die Anordnung und Größe der Woh-

nungen sowie der geplante Verkaufspreis seien stimmig, vor allem im Hinblick da-

rauf, dass die Uderner Bevölkerung mit Bedarf prioritär behandelt werde. Bezug-

nehmend darauf sagt Marco Giehl, man würde dazu gerne eine Postwurfsendung 

machen, damit ganz Uderns über das geplante Vorhaben und die entstehenden 

Wohnungen sowie die Anmeldemöglichkeit bei Kaufinteresse Bescheid wisse. 

 

GV Manfred Eberharter sieht aktuell keine Notwendigkeit, das Gemeindeamt um-

zusiedeln. GV Andreas Daigl spricht an, dass der Bauträger ohnehin ein Vorhaben 

umsetzen werde, man laufe aber Gefahr, dass der Wohnungspreis ein wesentlich 

höherer sei, wenn man der gegenständlichen Planung nicht zustimme. Marco Giehl 



erklärt dazu, dass die höhere Dichte erforderlich sei, damit man der Gemeinde die-

ses günstige Angebot überhaupt erst einräumen könne. 

 

GV Andreas Rainer beanstandet, dass der Gemeindevorstand nicht schon länger in 

die gesamte Planung mit einbezogen wurde, und GV Manfred Eberharter verweist 

darauf, dass auch der Ausschuss für Bau, Planung und Infrastruktur hier etwas 

mitzureden hätte. Der Bürgermeister erklärt dazu, dass die Planung selbst schon 

Sache des Bauträgers sein und bleiben müsse. Mit ihm wurden aber mehrere Ge-

spräche über das Konzept geführt, vor allem hinsichtlich der Berücksichtigung ei-

nes neuen Gemeindeamtes und des Dorfplatzes. Die Vorstandskollegen wurden in 

der Sitzung am 13. Mai auf den aktuellen Stand gebracht, und der zuständige Aus-

schuss habe keine Grundsatzentscheidungen zu treffen, sondern der Gemeinderat 

selbst. Der Ausschuss werde mit einbezogen, wenn es um Detailfragen gehe. In der 

heutigen Sitzung gehe es ja nicht darum, wie das künftige Gemeindeamt ausschau-

en solle. 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher erinnert daran, dass dieser Tagesordnungspunkt auch be-

reits bei der anberaumten Sitzung am 16. März dabei gewesen wäre und die Man-

datare jedenfalls eine Holschuld hätte, was Detailinformationen angehe. Das vor-

liegende Handout wurde aber auch allen Gemeinderäten bereits vor dem Wochen-

ende per E-Mail zur Durchsicht übermittelt. Von einer zu abrupten Vorlage zur 

Entscheidung könne also keine Rede sein. 

 

Hinsichtlich der Planungen für eine Sanierung bzw. einen Neubau des Feuerwehr-

gerätehauses sei im Vorfeld der Feuerwehrausschuss zuständig. GV Manfred Eber-

harter kann den Gemeinderat als Ausschussmitglied diesbezüglich sicher am bes-

ten auf dem Laufenden halten. GR Thomas Hollaus merkt ebenfalls an, dass das 

gegenständliche Projekt der Giehl & Krassnitzer GmbH in der Gemeindevorstands-

sitzung von letzter Woche sicherlich gut durchgesprochen worden sei. 

 

Marco Giehl verweist darauf, dass er bereits eine Woche vor der geplanten Sitzung 

im März mit den Plänen direkt bei GV Andres Rainer gewesen sei und ihm alles 

erläutert habe. Die entsprechende Informationsweitergabe über einen solchen Zeit-

raum sollte bei wichtigen Vorhaben natürlich auch listenintern entsprechend funk-

tionieren. 

 

GR Verena Laimböck fragt, weshalb Dr. Zöhrer nicht in das neue Gebäude einquar-

tiert werde. Der Bürgermeister sagt dazu, dass dieser gerne weiterhin die Gemein-

de als Vermieter haben möchte und ihm die Räumlichkeiten im derzeitigen Ge-

meindeamt jedenfalls als adäquat erscheinen. Es wären hier nur geringfügige 

Adaptierungen nötig, was der Gemeinde als Vermieterin sehr entgegen komme. Für 

die Einrichtung selbst habe Dr. Zöhrer selbst aufzukommen. 

 

Für Vbgm. Benno Fankhauser ist es wichtig, dass der Gemeinderat nach Befassung 

des zuständigen Ausschusses dann auch hinsichtlich der Gestaltung des Vorplatzes 

befasst wird. GR Verena Laimböck erkundigt sich diesbezüglich beim Bauträger, ob 

der Platz auch hergestellt würde, wenn die Gemeinde keine Räumlichkeiten beim 

Vorhaben in Anspruch nehme. Dies verneint Marco Giehl, da man dann hinsichtlich 



der Kosteneffizienz jeden Quadratmeter einer entsprechenden Nutzung zuführen 

müsse. 

 

Der vorgeschlagene Eintausch des Gemeindegrundstücks in der Bloaknersiedlung 

erwecke den Anschein, dem Antragsteller einen privaten Eigennutzen einzuräu-

men. Der Bürgermeister verweist darauf, dass der diesbezügliche Vorschlag des 

Bauträgers nur eine Variante für die Finanzierung durch die Gemeinde sei. Dies 

habe jedenfalls der Gemeinderat dann zu entscheiden. 

 

Bürgermeister Ing. Josef Bucher fasst nochmals zusammen, dass die vielen Syner-

gieeffekte, welche sich durch die Umsetzung dieses Vorhabens ergeben würden, ei-

ne nachhaltige und unwiederbringliche Chance für die Gemeinde mit sich bringen. 

So wäre die Errichtung eines neuen Gemeindeamts mit adäquaten Räumlichkeiten, 

einhergehend mit der Schaffung eines für die Dorfgemeinschaft wertvollen und gut 

nutzbaren Vorplatzes, eine Investition in die Zukunft. Zusätzlich soll ja neben dem 

künftigen Gemeindeamt eine zusätzliche Arztpraxis entstehen und laufen dafür 

bereits die Verhandlungen des Bauträgers mit interessierten Fachärzten. 

 

Mit Dr. Armin Zöhrer habe man weiters eine sinnvolle und geeignete Nachnutzung 

des derzeitigen Gemeindeamts gefunden, dieses Gespräch wurde bereits geführt 

und hat weiters den positiven Nebeneffekt, dass nach der Übersiedlung der Arzt-

praxis von Dr. Zöhrer ins Gemeindehaus die Feuerwehr Uderns für die danach fol-

gende anstehende Sanierung bzw. Adaptierung des Gerätehauses viel mehr plane-

rischen Spielraum hat. 

 

Dass der Bauträger von sich aus auch bereit ist, ein solches Vorhaben zu besonders 

guten Konditionen für die Gemeinde umzusetzen, ist hier sicherlich hervorzuheben. 

Auch die Wahl der Dachform ist für im zentralen Bereich angesichts der ansonsten 

eher flachen Dächer ein attraktiver Gestaltungspunkt, und mit der Schaffung eines 

Dorfplatzes bekommt dieser Ortsteil eine Aufwertung hinsichtlich Optik und Nut-

zung. Die zur Verwirklichung des angestrebten Projektes anzuhebende Baumas-

sendichte ist angesichts des Gesamtvorhabens sowie der Verbesserungen im Ver-

gleich zum derzeitigen Objekt (Abstände, Verkehrsführung, Aussehen etc.) sicher-

lich vertretbar. 

 

Auch nicht von der Hand zu weisen sei, dass nördlich des bisherigen Gasthofs künf-

tig wieder ein Restaurantbetrieb der Familie Soier entstehen soll. Die Planung da-

für ist abgeschlossen und hat der Gemeinderat heute im Zuge der Beschlussfassung 

für die Bebauungsplanänderung hier die Möglichkeit, das baldige Wiederentstehen 

einer Gastwirtschaft an altbewährter Stelle voranzutreiben. Bgm. Ing. Josef Bucher 

dankt für die rege Diskussion und die vielen Stellungnahmen, welcher für die Ent-

scheidungsfindung von essentieller Bedeutung seien. 

 

Nach umfassender Beratung fragt der Bürgermeister den Gemeinderat: wer stimmt 

der Umsetzung des geplanten Bauvorhabens auf der Gp. 124, KG Uderns (vereinigt 

mit der Gp. 1611/2), durch die Giehl & Krassnitzer GmbH zu, unter bestmöglicher 

Berücksichtigung der Interessen der Gemeinde Uderns durch den Bauträger? 

 

7 Jastimmen, 6 Neinstimmen. 



Marco Giehl bedankt sich sowohl als Bauträgervertreter als auch als Gemeinderat 

für die Zustimmung. Er sichert zu, dass dieses Projekt in enger Zusammenarbeit 

mit der Gemeinde Uderns ein Meilenstein in der dörflichen Entwicklung werde. Bei 

der Wohnungsvergabe werde man wie immer die heimische Bevölkerung und die 

umliegenden Gemeinden mit Priorität behandeln, und erst dann auch andere Inte-

ressenten mit einbeziehen. 

 

b) Änderung des Bebauungsplanes für die Gp. 124 (nach Vereinigung mit 

der Gp. 1611/2) sowie für die Gp. 128/1, KG Uderns, Martin Soier: 

 

Der Bürgermeister erklärt nun, dass für die Umsetzung des Vorhabens im Vorfeld 

auch eine Bebauungsplanänderung erforderlich sei. Dazu sei im Zuge der Beratung 

über den Grundsatzbeschluss nun ja bereits sehr ausführlich diskutiert worden, um 

hier eine Entscheidung treffen zu können. 

 

Die Unterlagen für das Projekt wurden dem Raumplanungsbüro zwecks Ausarbei-

tung der raumordnerischen Stellungnahme vorgelegt. Diese lautet wie folgt: 

 

„Über Antrag der Fa. Giehl & Krassnitzer GmbH, Dorfstr. 10, 6271 Uderns soll an-

stelle des Hotel Erzherzog Johann auf dem Gst. 124 eine Wohnanlage, bestehend 

aus zwei Wohnobjekten, errichtet werden. Hierbei ist geplant, dass im Erdgeschoss 

des östlichen Gebäudes ein Arzt und das Gemeindeamt untergebracht werden. In 

den darüberliegenden vier Geschossen (1. bis 3. Obergeschoss und Dachgeschoss) 

sind insgesamt 29 Wohnungen geplant. Im westlichen Gebäude sollen insgesamt 25 

Wohnungen, aufgeteilt auf das Erdgeschoss, das 1. und 2. Ober- sowie das Dachge-

schoss, errichtet werden. Auch ist die Errichtung einer Tiefgarage, deren Zufahrt 

im Süden des östlichen Gebäudes erfolgen soll, geplant. 

 

Hierzu soll das Gst. 1611/2 mit dem Gst. 124 zum neugebildeten Gst. 124 vereint 

werden. Dies auch deshalb, da gleichzeitig mit der Errichtung der Wohnanlage 

auch der Dorfplatz (Gst. 1611/2) attraktiver gestaltet werden soll. 

 

Weiters ist auch geplant, im Norden auf dem Gst. 128/1 - Eigentümer Herr Martin 

Soier, Dorfstraße 32, 6271 Uderns – das bestehende Gebäude umzubauen und zu 

erweitern. Geplant ist hier das Restaurant Erzherzog sowie auch die Errichtung 

von Appartements. 

 

Bei diesem Bauvorhaben ist jedenfalls anzumerken, dass das geplante Objekt auf 

dem Gst. 128/1 gegenüber dem derzeitigen Bestand nach Westen abgerückt wird 

und dadurch ein ca. 1,50 m freier Streifen zwischen dem geplanten Gebäude und 

der Grundgrenze des Gst. 128/1 zur Dorfstraße Gst. 1196 entsteht. Damit wird der 

Gemeinde Uderns die Option auf Verlegung des Gehsteigs auf diesen Streifen mit 

einer Breite von ca. 1,20 m eingeräumt. 

 

Gemäß TROG 2016 ist für den o.a. Planungsbereich der rechtskräftige Bebauungs-

plan der Gemeinde Uderns zu ändern. 

 

Grundlage für die Erstellung der Planung ist die digitale Katastralmappe der Ge-

meinde Uderns. Weiters liegt diesem Bebauungsplan der rechtskräftige Bebau-



ungsplan der Gemeinde Uderns BP/71/16, in welchem bereits die Bebauungsplan-

änderung EBP/28/08 berücksichtigt ist, und die Planunterlagen „Bauvorhaben Res-

taurant Erzherzog“ (vom 24.02.2020) und „Bauvorhaben Wohnanlage Uderns III“ 

(vom 20.02.2020) sowie auch die Berechnungen der Baumassendichten der Fa. 

Giehl & Krassnitzer GmbH vor. Entsprechend dieser Unterlagen wurden die ge-

planten Objekte innerhalb des Planungsbereiches im vorliegenden Bebauungsplan 

grau dargestellt und die Gebäude gem. DKM wurden hingegen strichliert darge-

stellt. Auch wurde die geplante Grundstücksvereinigung des Gst. 1611/2 mit dem 

Gst. 124 zum neugebildeten Gst. 124 grau eingetragen. 

 

Weiters geht diesem Bebauungsplan auch die Flächenwidmungsplanänderung 

eFWP-935-2019-00005 voraus, in welcher die Gst. 124, 128/1 und 1611/2 als Bau-

land mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet ausgewiesen wurden. Diese Än-

derung eFWP-935-2019-00005 wurde zwischenzeitlich aufsichtsbehördlich geneh-

migt. 

 

BEBAUUNGSPLAN GEM. § 56 Abs. 1 TROG 2016: 

 

Die unterschiedlichen Festlegungen wurden im vorliegenden Bebauungsplan durch 

die Abgrenzung verschiedener Geltungsbereiche für Bebauungsregeln innerhalb des 
Planungsbereiches sichtlich gemacht. 

 

Gem. § 56 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauplatzgröße im Höchst-

wert anzugeben. Für das Gst. 128/1 wurde die Bauplatzgröße Höchst mit maximal 

1.540 m² festgelegt und dieses Ausmaß entspricht der DKM der Gemeinde Uderns. 

Für das zukünftig neugebildete Gst. 124 wurde die Bauplatzgröße Höchst mit ma-

ximal 4.232 m² festgelegt und dieses Ausmaß ergibt sich aufgrund der geplanten 

Vereinigung des Gst. 1611/2 (Ausmaß gem. DKM ca. 308 m²) mit dem Gst. 124 

(Ausmaß gem. DKM ca. 3.924 m²) zum neugebildeten Gst. 124. Diese Grundstücks-

vereinigung ist jedenfalls durchzuführen. 

 

Gem. § 58 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Straßenfluchtlinie festzule-

gen. Im Bereich des neugebildeten Gst. 124 wurde die Straßenfluchtlinie entlang 

der straßenseitigen Grundgrenze des im Osten angrenzenden Verkehrsweges Gst. 

1196 eingetragen und dies entspricht damit dem Straßenprofil „Typ C“, einer Breite 

von 6,0 m. Für das Gst. 128/1 wurde die Straßenfluchtlinie dem Bebauungsplan 

BP/71/16 entnommen und daher im Westen und im Osten des Gst. 128/1 ebenfalls 

mit dem Straßenprofil „Typ C“ festgelegt. 

 

Gem. § 59 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan eine Baufluchtlinie festzulegen. 

Die Baufluchtlinie wurde für den Planungsbereich im Abstand von 5,0 m von den 

jeweiligen Straßenfluchtlinien eingetragen. Im Bereich des geplanten Objektes auf 

dem Gst. 128/1 wurde die Baufluchtlinie an die zukünftige Gebäudekante herange-

führt, weil die Neubaumaßnahme gegenüber dem Altbestand von der Straße abge-

rückt ausgeführt werden soll. 

 

Gem. § 60 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauweise festzulegen, wo-

bei diese für das neugebildete Gst. 124 als offene Bauweise bestimmt wird. Laut 

Tiroler Bauordnung gilt im Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet 



eine Wandhöhe mal 0,6 für die Berechnung der Abstände gegenüber den Grenzen 

des Bauplatzes zu den angrenzenden Grundstücken. Ein Abstand von 4,0 m ist aber 

jedenfalls einzuhalten, sofern nicht ein anderer Abstand festgelegt ist. 

 

Für das Gst. 128/1 - ebenfalls als Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismus-

gebiet ausgewiesen - wurde ebenfalls die offene Bauweise bestimmt, jedoch wird für 

dieses Grundstück eine Wandhöhe mal 0,4 für die Berechnung der Abstände gegen-

über den Grenzen des Bauplatzes zu den angrenzenden Grundstücken festgelegt. 

Hierzu wird auch auf die Bebauungsplanänderung EBP/28/18 verwiesen, welche 

bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns berück-

sichtigt wurde. 

 

Gem. § 61 Abs. 2 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Baumassendichte im 

Höchstmaß festzulegen. Die Baumassendichte Höchst wurde für das Gst. 128/1 mit 

maximal 1,32 und für das neugebildete Gst. 124 mit maximal 5,00 festgelegt und 

dies entspricht damit den vorliegenden Berechnungen der Fa. Giehl & Krassnitzer 

GmbH. 

 

Gem. § 61 Abs. 4 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bebauungsdichte Mindest 

auszuweisen. Diese wurde für den ausgewiesenen Planungsbereich mit 0,15 festge-

legt. Dieses Maß ist in der Gemeinde Uderns als ortsüblich anzusehen und ent-

spricht den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Gem. § 62 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan der Gebäudepunkt Höchst fest-

zulegen. Der Gebäudepunkt Höchst wurde für das Gst. 128/1 mit maximal 556,00 m 

über Adria, bezogen auf den fertigen Fußboden im Erdgeschoss ±0,00 = 545,90 m 

über Adria, bestimmt. Für das neugebildete Gst. 124 wurde der Gebäudepunkt 

Höchst mit maximal 560,00 m über Adria, bezogen auf den fertigen Fußboden im 

Erdgeschoss ±0,00 = 546,30 m über Adria, festgelegt. Eine Ausnahme bildet das ge-

plante östliche Gebäude auf dem Gst. 124. Für dieses wurde der Gebäudepunkt 

Höchst mit maximal 562,90 m über Adria, bezogen auf den fertigen Fußboden im 

Erdgeschoss ±0,00 = 545,70 m über Adria, bestimmt. Damit entsprechen diese Fest-

legungen den vorliegenden Planunterlagen der Fa. Giehl & Krassnitzer GmbH und 

beim Gebäude im Osten annähernd den bestehenden Gebäudehöhen des Hotel Erz-

herzog Johann. 

 

Diese unterschiedlichen Bauhöhen des neugebildeten Gst. 124 wurden im vorlie-

genden Bebauungsplan durch die Abgrenzung unterschiedlicher nur teilräumlich 
gültiger Bauhöhenfestlegungen sichtlich gemacht. 

 

Gem. § 62 Abs. 4 TROG 2016 wird die Bauhöhe mit der Anzahl der oberirdischen 

Geschosse definiert. Entsprechend der vorliegenden Unterlagen der Fa. Giehl & 

Krassnitzer GmbH wurde die Anzahl der oberirdischen Geschosse für das Gst. 

128/1 mit maximal drei oberirdischen Geschossen und für das neugebildete Gst. 124 

mit maximal vier oberirdischen Geschossen, mit Ausnahme des geplanten östlichen 

Gebäudes für welches maximal fünf oberirdische Geschosse festgelegt werden, be-

stimmt. 

 



Zusammenfassend wird festgestellt, dass anstelle des Hotel Erzherzog Johann auf 

dem Gst. 124 eine Wohnanlage, bestehend aus zwei Wohnobjekten und einer Tief-

garage, errichtet werden soll. Hierbei ist geplant, dass im Erdgeschoss des östlichen 

Gebäudes ein Arzt und das Gemeindeamt untergebracht werden. In den darüber-

liegenden Geschossen sind insgesamt 29 Wohnungen geplant. Im westlichen Ge-

bäude sollen insgesamt 25 Wohnungen errichtet werden. 

 

Hierzu soll das Gst. 1611/2 mit dem Gst. 124 zum neugebildeten Gst. 124 vereint 

werden. Dies auch deshalb, da gleichzeitig mit der Errichtung der Wohnanlage 

auch der Dorfplatz (Gst. 1611/2) attraktiver gestaltet werden soll. Diese Grund-

stücksvereinigung ist jedenfalls durchzuführen. 

 

Weiters ist auch geplant, im Norden auf dem Gst. 128/1 das bestehende Gebäude 

umzubauen und zu erweitern. Geplant ist hier das Restaurant Erzherzog sowie 

auch die Errichtung von Appartements. 

 

Bei diesem Bauvorhaben ist jedenfalls anzumerken, dass das geplante Objekt auf 

dem Gst. 128/1 gegenüber dem derzeitigen Bestand nach Westen abgerückt wird 

und dadurch ein ca. 1,50 m freier Streifen zwischen dem geplanten Gebäude und 

der Grundgrenze des Gst. 128/1 zur Dorfstraße Gst. 1196 entsteht. Damit wird der 

Gemeinde Uderns die Option auf Verlegung des Gehsteigs auf diesen Streifen mit 

einer Breite von ca. 1,20 m eingeräumt. 

 

Diesem Bebauungsplan geht die Änderung des Flächenwidmungsplanes eFWP-935-

2019-00005 voraus, welche zwischenzeitlich aufsichtsbehördlich genehmigt wurde. 

 

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind durch den Bestand si-

chergestellt. Die verkehrsmäßige Erschließung erfolgt über die bereits bestehenden 

Verkehrswege Gst. 1196 im Osten und Gst. 1501 im Westen. 

 

Die Straßenfluchtlinie wurde für das neugebildete Gst. 124 entlang der straßensei-

tigen Grundgrenze des im Osten angrenzenden Verkehrsweges Gst. 1196 eingetra-

gen und dies entspricht damit dem Straßenprofil „Typ C“, einer Breite von 6,0 m. 

Für das Gst. 128/1 wurde die Straßenfluchtlinie dem Bebauungsplan BP/71/16 ent-

nommen und daher im Westen und im Osten des Gst. 128/1 ebenfalls mit dem 

Straßenprofil „Typ C“ festgelegt. 

 

Die Baufluchtlinie wurde für den Planungsbereich im Abstand von 5,0 m von den 

jeweiligen Straßenfluchtlinien eingetragen. Im Bereich des geplanten Objektes auf 

dem Gst. 128/1 wurde die Baufluchtlinie an die zukünftige Gebäudekante herange-

führt, weil die Neubaumaßnahme gegenüber dem Altbestand von der Straße abge-

rückt ausgeführt werden soll. 

 

Die Bebauungsdichte Mindest wurde für den Planungsbereich mit 0,15 festgelegt 

und dies entspricht dem rechtskräftigen Bebauungsplan der Gemeinde Uderns. 

 

Die unterschiedlichen Festlegungen wurden im vorliegenden Bebauungsplan durch 

die Abgrenzung verschiedener Geltungsbereiche für Bebauungsregeln innerhalb des 
Planungsbereiches sichtlich gemacht. 



 

Weiters wurden folgende Festlegungen für das Gst. 128/1 und für das neugebildete 

Gst. 124 bestimmt: 

 

Gst. BMD H BP H 

[m²] 

OG H HG H 

[m über Adria] 

128/1 1,32 1.540 3 556,00 

124 5,00 4.232 4 560,00 

- östliches Gebäude Gst. 124   5 562,90 

 

Die unterschiedlichen Bauhöhen des neugebildeten Gst. 124 wurden im vorliegen-

den Bebauungsplan durch die Abgrenzung unterschiedlicher nur teilräumlich gülti-
ger Bauhöhenfestlegungen sichtlich gemacht. 

 

Weiters wurde für das neugebildete Gst. 124 die offene Bauweise mit einer Wand-

höhe mal 0,6 für die Berechnung der Abstände gegenüber den Grenzen des Bau-

platzes zu den angrenzenden Grundstücken festgelegt. Ein Abstand von 4,0 m ist 

aber jedenfalls einzuhalten, sofern nicht ein anderer Abstand festgelegt ist. 

 

Für das Gst. 128/1 wurde ebenfalls die offene Bauweise bestimmt, jedoch wird für 

dieses Grundstück eine Wandhöhe mal 0,4 für die Berechnung der Abstände gegen-

über den Grenzen des Bauplatzes zu den angrenzenden Grundstücken festgelegt. 

Hierzu wird auch auf die Bebauungsplanänderung EBP/28/18 verwiesen, welche 

bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns berück-

sichtigt wurde.“ 

 

Der Bürgermeister gibt den Gemeinderäten nochmals die Möglichkeit, zur antrags-

gegenständlichen Bebauungsplanänderung Stellung zu nehmen, und verweist dazu 

auf die Verbesserungen im Vergleich zum aktuellen Bestand, wie z.B. das Abrücken 

von der Dorfstraße, die Schaffung eines Dorfplatzes vor dem künftigen Gemeinde-

amt, die höhenmäßige Staffelung nach Westen hin (niedrigerer Baukörper) und die 

Errichtung unterirdischer Stellplätze im Zentrum. Die Gemeinderäte sollten diese 

einmalige gestalterische Chance für die Gemeinde erkennen und sich in diesem Fal-

le nicht an bloße Zahlen klammern. 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns auf Antrag des 

Bürgermeisters gemäß § 66 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 - TROG 

2016, LGBl. Nr. 101, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten 

Entwurf über die Änderung des Bebauungsplanes vom 04.03.2020, Zahl BP/86/20, 

durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung 

des gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtig-

ten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

7 Jastimmen, 6 Neinstimmen. 



Bgm. Ing. Josef Bucher spricht an, dass der Gemeinderat hier eine gute Entschei-

dung für die Gemeindeentwicklung getroffen habe und er sich nach Kräften bemü-

hen werde, verfügbare Förderungen von Landesseite für die Umsetzung dieses gro-

ßen Vorhabens abzuholen. Er bedankt sich beim Bauträger für die detaillierte Vor-

stellung des Projektes, bei der Familie Soier für die persönlichen Ausführungen, 

sowie beim Gemeinderatskollegium für die rege Diskussion. Er freut sich schon 

heute auf eine gelingende Umsetzung und wünscht den Antragstellern alles Gute. 

 

Punkt 11 der Tagesordnung: Rechnungsabschluss der Gemeinde Uderns für das 

Finanzjahr 2019 

 

Der Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2019 liegt nun dem Gemeinderat zur 

Durchsicht und Beschlussfassung vor. Dies ist das erste Mal, dass der Rechnungs-

abschluss auf Basis der Bestimmungen der VRV 2015 zu erstellen war. Der Über-

prüfungsausschuss hat seine Kontrolle am 24.02.2020 durchgeführt. Während der 

Auflage sind keine Stellungnahmen dazu eingegangen. 

 

Nun erläutert der Bürgermeister die Endsummen der Haushaltspositionen der 

Gruppen 0 bis 9 anhand der vorliegenden Voranschlags- und Rechnungsabschluss-

daten und nimmt zu markanten Einnahmen- und Ausgabenüberschreitungen sepa-

rat Stellung. Festzustellen ist, dass alle größeren Überschreitungen durch 

Gemeinderatsbeschlüsse gedeckt sind. Der Bürgermeister gibt den Gemeinderäten 

die Möglichkeit, Fragen zum vorliegenden Rechnungsabschluss zu stellen. 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich nach den Gründen für die Kostenüber-

schreitung in der Gruppe 2 (Unterrichtung, Bildung, Sport). Bgm. Ing. Josef Bucher 

erklärt, dass diese vor allem durch die Personaländerungen im Kinderbetreuungs-

bereich zustande gekommen sind, sowie durch die nötigen Reparaturen beim Sport-

platzzaun aufgrund eines Sturmschadens. Hier waren die vollen Kosten zu tragen, 

wobei der Versicherungsanteil auf der Einnahmenseite zu Buche schlägt. 

 

Vor Beschlussfassung verlässt der Bürgermeister den Raum. Nach Fragestellung 

durch Vbgm. Benno Fankhauser genehmigt der Gemeinderat den Rechnungsab-

schluss für das Finanzjahr 2019 mit einer Mittelaufbringung (Einnahmen) im Ge-

samthaushalt von 5.092.471,02 EUR und einer Mittelverwendung (Ausgaben) im 

Gesamthaushalt von 5.236.057,90 EUR. Das bedeutet einen Abgang von 306.435,49 

EUR, wobei hier die Abwicklung des Vorjahresabgangs in der Höhe von 162.848,61 

EUR bereits mitberücksichtigt ist. 

 

Der Abgang kommt vor allem durch die beschlossenen Mehrausgaben im Infra-

strukturbereich (Breitbandinternetausbau und Straßensanierungen) zustande. Der 

Verschuldungsgrad der Gemeinde Uderns liegt bei 27,87 %. Die Veränderung zum 

Jahr davor ergibt sich aus der geschmälerten freien Finanzspitze aufgrund der hö-

heren Rückzahlungsrate bei den Darlehen. Der Gemeinderat entlastet den Bürger-

meister sowie die Finanzverwaltung per Handzeichen. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 



Der Bürgermeister bedankt sich für die einstimmige Beschlussfassung und das er-

wiesene Vertrauen, und dankt besonders auch Buchhalterin Jenny Lederer für die 

saubere und korrekte Kassaarbeit. Die Umsätze aus dem Vorjahr spiegeln die getä-

tigten namhaften Investitionen der Gemeinde in eine nachhaltige Infrastruktur 

wieder, welche auch heuer wieder fortgeführt werden sollen. 

 

Punkt 12 der Tagesordnung: Rechnungsabschluss 2019 und Voranschlag 2020 

für die Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns, 

sowie Berichterstattung 

 

a) Rechnungsabschluss 2019 und Voranschlag 2020: 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser berichtet über die erfolgte Rechnungsprü-

fung der Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns am 10.02.2020, bei welcher ne-

ben dem Substanzverwalter selbst sowie Buchhalterin Jenny Lederer GR Kurt 

Schiestl als 1. Kassaprüfer und Franz Dengg als 2. Kassaprüfer tätig waren. 

 

In der heutigen Sitzung soll der Gemeinderat dem Rechnungsabschluss 2019 für die 

Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns gleichzeitig mit dem Voranschlag für 2020 

seine Zustimmung geben. Substanzverwalter Benno Fankhauser berichtet über das 

Protokoll der erfolgten Kassaprüfung und erläutert die Bilanz für das Finanzjahr 

2019 sowie die vorgesehenen Zahlen für 2020. Die Gemeinderäte haben die Mög-

lichkeit, Fragen dazu zu stellen. 

 

Nach Beratung genehmigt der Uderner Gemeinderat den vorliegenden Rechnungs-

abschluss 2019 und den Voranschlag 2020 für die Gemeindegutsagrargemeinschaft 

Uderns. Seitens der Buchhaltung erfolgt die Weiterleitung an die Agrarbehörde 

zwecks Genehmigung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Substanzverwalter bedankt sich für die positive Beschlussfassung und dankt Buch-

halterin Jennifer Lederer für die saubere Kassaführung, den Kassaprüfern für ihre 

sorgfältige Arbeit, und Agrarobmann Christian Pungg sowie Waldaufseher Rein-

hold Zisterer für die gute Zusammenarbeit. 

 

b) Berichterstattung des Substanzverwalters: 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser berichtet weiters, dass am 21.02.2020 die 

Holzanmeldung im Gemeindehaus stattfand, und bis zwei Wochen danach konnten 

noch Nachmeldungen durch die eingeforsteten Waldbesitzer erfolgen. Nochmals 

thematisiert wird auch die zu erwartende Entwicklung des Holzpreises sowie die 

gestiegenen Schlägerungs- und Bringungskosten, aufgrund des vielen Windwurfs 

und Schadholzes durch Schneedruck und Käferbefall. 

 

Er berichtet über die anstehenden Holzschlägerungen. Heuer wurde ergänzend zu 

den bisherigen Anbietern auch ein Angebot bei der Firma Wechselberger aus Hart 

eingeholt. Man bekomme aber aufgrund des nach wie vor vorhandenen Schadholzes 

kaum Angebote herein. Heuer sollte sich aber wenigstens der Holzpreis im Ver-



gleich zum Vorjahr etwas verbessern. Die zwei geplanten Schlägerungen sollten 

noch im Mai starten, damit die ersten Agrarmitglieder auf Basis der erfolgten An-

meldungen ihr Holz erhalten. 

 

GR Christian Pungg bringt ein, dass nicht mehr geschlägert werden sollte wie un-

bedingt nötig, da aktuell kaum etwas zu verdienen sei. Substanzverwalter Benno 

Fankhauser erklärt, dass dies jedenfalls berücksichtigt werde. Die zu schlagende 

Holzmenge wird durch den Waldaufseher ausgezeigt. 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich über den Stand bei den Wegsanierungen. 

Substanzverwalter Benno Fankhauser fährt in den nächsten Wochen mit dem 

Waldaufseher die Wege ab und sieht sich das an. Beim Verbindungsweg vom 

Krapfenboden zur Höhenstraße, beim Seebachweg sowie auch bei der Rodelbahn 

wird die eine oder andere Maßnahme erforderlich sein. 

 

Der Gemeinderat nimmt die Berichterstattung des Substanzverwalters zustim-

mend zur Kenntnis. Bgm. Ing. Josef Bucher dankt Benno Fankhauser und allen 

Beteiligten für die gewissenhafte Arbeit am Agrarsektor. 

 

Punkt 13 der Tagesordnung: Verschiedene Berichte 

 

a) Neuregulierung der Genossenschaftsjagd Uderns: 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass am 15. Mai ein Gespräch zwischen der Leitung 

der Jagdgenossenschaft Uderns und Vbgm. Benno Fankhauser als Substanzver-

walter sowie Vertreter der Gemeinde Uderns erfolgt ist. Dabei wurden die Modali-

täten bezüglich einer möglichen Neuregulierung des Uderner Jagdgebietes, sowie 

die rechtlichen Bedingungen hinsichtlich einer Neuvergabe der Jagdpacht bespro-

chen. 

 

Für die Ausarbeitung der Unterlagen zur Neuregulierung hat der Gemeinderat be-

reits einen Grundsatzbeschluss gefasst. Ein solcher ist auch seitens des Ausschus-

ses der Jagdgenossenschaft zu fassen, damit das Büro Ing. Werner Anker in Fügen 

in enger Zusammenarbeit mit unserem Gemeindeamt beauftragt werden kann. 

 

Weiters steht im Jahr 2022 die Neuvergabe der Jagd an, weshalb rechtzeitig abge-

klärt werden soll, zu welchen Konditionen und Bedingungen dies erfolgen soll. Sei-

tens der Jagdbehörde (BH Schwaz) liegen dazu bereits alle erforderlichen Informa-

tionen und Rechtsgrundlagen vor. Der Bürgermeister ersucht nun Vbgm. Benno 

Fankhauser um seinen kurzen Bericht zur Besprechung vom 15. Mai, damit der 

Gemeinderat diesbezüglich auf dem aktuellen Stand ist. 

 

Anwesend waren Obmann Franz Hanser, Martin Soier sowie einige weitere Mit-

glieder. Die derzeitigen Jagdpächter werden ihre Option auf Verlängerung um wei-

tere 10 Jahre nicht in Anspruch nehmen. 2022 läuft diese aus, weshalb im Vorfeld 

dann eine entsprechende Ausschreibung zu erfolgen hat. Es gibt eine Versteige-

rungsvariante, welche seitens des Ausschusses der Jagdgenossenschaft Uderns be-

vorzugt würde. Somit wäre der Jagdpachtvertrag dann mit neuen Bedingungen 

aufzusetzen. 



Zum Thema Neuregulierung gibt es auch einen positiven Beschluss des Ausschus-

ses. Die Vollversammlung der Jagdgenossenschaft hat dies allerdings noch zu ge-

nehmigen. Danach können die Arbeiten zur Neuregulierung erfolgen, wobei sich die 

Gesamtkosten dafür etwa in der Höhe einer Jahrespacht bewegen.  

 

Der Bürgermeister dankt Benno Fankhauser für die Teilnahme an der Besprechung 

und die Informationen. Sobald die Jagdgenossenschaft ihrerseits die nötigen Schrit-

te veranlasst hat, soll die Regulierung angegangen werden. Hinsichtlich der Neu-

vergabe der Uderner Jagd sollen die Modalitäten in absehbarer Zeit fixiert werden. 

 

b) Erweiterung der Weihnachtsbeleuchtung in Uderns: 

 

Die Gemeinde Uderns wird ab dem kommenden Winter weitere Straßenzüge mit 

der beliebten Weihnachtsbeleuchtung verschönern. Entlang des Steudlwegs bis zur 

Festhalle hinauf, am Prof.-Friedrich-Hell-Weg und Karl-Widmann-Weg, sowie auch 

am mittleren Franz-Wildauer-Weg werden die Sterne ab dem heurigen Advent zu 

sehen sein. 

 

Damit ist die Ausrüstung aller hauptbefahrenen Straßen mit der einheitlichen 

Weihnachtsbeleuchtung dann abgeschlossen. Der Auftrag wurde bereits an die E-

Werke Wels AG erteilt, und im Voranschlag sind entsprechende Mittel berücksich-

tigt. Das Material wurde zwischenzeitlich bereits geliefert. Die Gemeindeführung 

hofft, dass diese Maßnahme allerorts Gefallen findet. 

 

c) Eingeschränkter Betrieb Kinderbetreuungs- und Schuleinrichtungen: 

 

Aufgrund der aktuellen Gefährdungssituation durch das „Corona-Virus“ haben die 

Regierung sowie unsere vorgesetzten Behörden reagiert und einen entsprechenden 

Erlass kundgemacht. Somit waren die Gemeinden als Erhalter verpflichtet, dies 

gemäß den vorgegebenen Fristen umzusetzen. Deshalb wurde ab dem 12.03.2020 

an jede der gemeindeeigenen Kinderbetreuungs- und Schuleinrichtungen in Uderns 

eine maßgeschneiderte Mitteilung für die Erziehungsberechtigten übermitteln, 

welche diesen unverzüglich auszuhändigen war. 

 

Jenen Eltern, denen es aus beruflichen Gründen nicht möglich ist, ihre Kinder zu 

Hause zu betreuen, und wenn dies auch kein Familienmitglied übernehmen kann, 

welches nicht zur Risikogruppe gehört, war/ist über eine benötigte Betreuung in der 

jeweiligen Betreuungseinrichtung Bescheid zu geben. Die Erziehungsberechtigten 

wurden ersucht, gewissenhaft alle anderen Möglichkeiten zu überdenken. Eine Be-

treuung kann derzeit nur in dringenden Fällen durch die Gemeinde genehmigt 

werden. 

 

Die Abgabe der Rückmeldungen hatte bis spätestens Dienstag 17. März zu erfolgen, 

damit die Einrichtungen sowie der Erhalter über die zu erwartenden Besuchs-

zahlen während des eingeschränkten Betriebs im Bilde sind. Im Übrigen gilt bei 

Verdachtsfällen die Vorgehensweise laut der bereits vorhandenen Checklisten des 

Landes Tirol. Alle Erziehungsberechtigen wurden um Verständnis für die nötigen 

Maßnahmen gebeten. 

 



Wichtig ist der Hinweis, dass den Eltern für alle drei gemeindeeigenen Kinderbe-

treuungseinrichtungen natürlich nur die Gebühren für die tatsächlich in Anspruch 

genommenen Betreuungstage verrechnet werden. Für die Tage, an denen die Kin-

der daheim selbst betreut wurden, werden die Gebühren an die Eltern zurücker-

stattet. Die Leiterinnen der Einrichtungen führen exakte Aufzeichnungen darüber. 

 

Ab heute wird das Betreuungsausmaß in den Kinderbetreuungseinrichtungen auf 

Anweisung des Landes Tirol wieder erweitert, sodass auch die im nächsten Jahr 

schulpflichtigen Kinder wieder betreut werden. Außerdem wurden die täglichen 

Öffnungszeiten erweitert und das Angebot des Mittagstisches wieder aufgenom-

men. 

 

Der Bürgermeister verweist darauf, dass die aktuellen Bestimmungen natürlich 

auch bezüglich des Sitzungs- und Versammlungsbetriebs der Gemeinde selbst An-

wendung finden. Deshalb war auch diese Gemeinderatsitzung um zwei Monate zu-

rück zu verschieben. Es ist zu hoffen, dass sich die Situation bald wieder komplett 

normalisiert. 

 

Aufgrund der Corona-Situation war das Gemeindeamt in der kritischen Phase 

selbst hauptsächlich mit diesbezüglichen Angelegenheiten beschäftigt und waren 

sowohl die Bevölkerung als auch die Gemeindemandatare selbst ersucht, sowohl 

ihre sozialen Kontakte auf das notwendige Ausmaß zu beschränken, als auch die 

Gemeinde nur bei unaufschiebbaren und wichtigen Anliegen zu kontaktieren. Hin-

sichtlich der Einschränkung des Parteienverkehrs auf unbedingt nötige bzw. un-

aufschiebbare Erledigungen ist eine eigene Kundmachung erfolgt. Voraussichtlich 

ab Juni wird das Gemeindeamt wieder im vollen Ausmaß besetzt sein, wobei der 

eingeschränkte Parteienverkehr aber bis auf Weiteres noch aufrecht bleibt. 

 

d) Gemeindeeinsatzleitung Uderns ist aktiv: 

 

Seit Mitte März ist die Uderner Gemeindeeinsatzleitung mit der aktuellen Krise 

beschäftigt. In einer Telefonkonferenz wurden Punkte wie das Forcieren der Nach-

barschaftshilfe (Versorgung von Älteren, Gebrechlichen, Gehbehinderten etc. mit 

Lebensmitteln und Medikamenten), die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-

heit und Gesundheit, der Notfallkommunikation und weiteren Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereichs behandelt. Dies konnte dann rasch bewerkstelligt wer-

den, und außerdem steht der Gemeinde auch eine Wohnung mit Schlafplätzen für 

bis zu vier Personen zur Verfügung, zum Beispiel bei Fortweisungen von Personen 

im Falle häuslicher Gewalt, oder anderen Bedarfsfällen. An dieser Stelle ergeht ein 

Dank an Johannes Geiger, welcher der Gemeinde diese Wohnung für einen Bedarfs-

fall kostenlos zur Verfügung gestellt hat. 

 

Über die Gemeindeseite auf Facebook veröffentlicht der Bürgermeister laufend die 

relevanten Beiträge zu den allgemeinen Verhaltensregeln in der „Corona-Krise“ 

sowie zu den geltenden Verordnungen. Sämtliche Anordnungen der Regierung bzw. 

der vorgesetzten Behörden wurden und werden weiterhin fristgerecht umgesetzt. 

 

Punkt 14 der Tagesordnung: Allfälliges, Anfragen und Anträge 

 



a) Gebäudeaufstockung Mag. Ing. Josef Herzog: 

 

GR Marco Giehl berichtet über das geplante Vorhaben von Josef Herzog, welcher 

diesbezüglich an ihn herangetreten ist. Anhand des Lageplans erläutert er die vor-

gesehenen Baumaßnahmen. Beim Bestandsgebäude soll ein Dachgeschoss aufge-

baut werden. Gemäß gültigem Bebauungsplan sind hier drei oberirdische Geschosse 

zulässig. Für die Umsetzung des Vorhabens müsste aber der Bebauungsplan inso-

weit geändert werden, als dass die Abstandsregelung an der Grundgrenze zum 

westlichen Nachbargrundstück angepasst und die Baumassendichte etwas erhöht 

wird. Der Gemeinderat sieht die nötigen Änderungen aufgrund der Geringfügigkeit 

grundsätzlich positiv, sofern die Zustimmung aller Betroffenen gegeben ist. 

 

Marco Giehl wird den Antragsteller über die vorzulegenden Unterlagen und Unter-

schriften in Kenntnis setzen. Danach kann die Vorbereitung der nötigen Bebau-

ungsplanänderung durch den Raumplaner erfolgen auf Kosten des Antragstellers, 

zwecks Beschlussfassung in einer Folgesitzung des Gemeinderates. 

 

b) Terminaviso zur nächsten Gemeinderatssitzung: 

 

Die nächste Gemeinderatssitzung soll voraussichtlich am 20. Juli 2020 stattfinden. 

Der Bürgermeister ersucht die Gemeinderäte, sich diesen Termin vorzumerken und 

dann verlässlich an der Sitzung teilzunehmen. 

 

Punkt 15 der Tagesordnung: Personalangelegenheiten 

 

Die anstehenden Personalangelegenheiten wurden allesamt positiv behandelt. 

 

 

 

 

 

        Der Bürgermeister 

 

        Ing. Josef Bucher eh. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angeschlagen am: 22.05.2020 

Abgenommen am: 08.06.2020 


